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I.) BEGRÜNDUNG

1. Gesetzliche Grundlagen

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 
(BGBl. I. S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 
(BGBl. I. S. 1509), Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. Januar 1990 (BGBl. I. S. 133), zuletzt geändert durch das Investitionser- 
leichterungs- und Wohnbaulandgesetz vom 22. April 1993 (BGBl. I. S. 466); Bau­
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 01. März 2000 (GV NRW S. 256), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Mai 2011 (GV NRW S. 272), Gemeindeord­
nung des Landes Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Mai 2011 
(GVNRWS. 269-278).

2. Lage des Planbereiches

Das Plangebiet liegt im Stadtteil Gladbeck-Ellinghorst, Gemarkung Gladbeck, Flur 
103 und 104. Es wird wie folgt begrenzt:

• im Norden durch die bestehende innerstädtische Grün-/ Waldfläche (Flurstück 
574), dem bestehenden Parkplatz (Flurstück 575) sowie dem bebauten 
Grundstück Bottroper Straße 174 (Flurstück 225),

• im Osten durch die westliche Grenze des Stiches der Bottroper Straße,
• im Süden durch die nördliche Straßenbegrenzungslinie der Bottroper Straße,
• im Westen durch die westliche Straßenbegrenzungslinie der Rockwoolstraße 

bzw. nordwestlich beidseitig der Möllerstraße.

Die genauen Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches sind im Bebauungsplan mit 
einer schwarzen, unterbrochenen Linie umrandet.

3. Vorbereitende Bauleitplanung

Der Gebietsentwicklungsplan Regierungsbezirk Münster, Teilabschnitt nördliches 
Ruhrgebiet, stellt das Gebiet als allgemeinen Siedlungsbereich dar.

In dem seit dem 06.05.1998 wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Gladbeck 
sind die Bauflächen als gewerbliche Bauflächen dargestellt.

Da der Bebauungsplan ein Gewerbegebiet festsetzt, ist dieser i. S. d. § 8 Abs. 2 
BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt.



4 288

4. Planungsanlass und Zielsetzung

Aktueller Anlass für die Aufstellung des Bebauungsplanes für das weitgehend be­
baute und überwiegend gewerblich genutzte Gebiet ist die weitere Nachfrage zur 
Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben auf den noch zur Verfügung stehenden Ge­
werbeflächen.

Da der z. Zt. für diesen Bereich rechtsverbindliche Bebauungsplan Nr. 22 nach al­
tem Planungsrecht aufgestellt wurde, dem die Bauordnung des Siedlungsverbandes 
Ruhrkohlenbezirk (SVR) und damit keine BauNVO ab 1977 zugrunde lag, sind bis­
her auch großflächige Einzelhandelsbetriebe, die negative städtebauliche Auswir­
kungen i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO bedingen, allgemein zulässig.

Bisher konnten bei den bis zu diesem Zeitpunkt im Plangebiet angesiedelten Einzel­
handelsbetrieben zentrenschädigende Auswirkungen i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO 
aufgrund einer gezielten, mit der IHK abgestimmten, Ansiedlungspraxis verhindert 
werden. Zukünftig ist allerdings eine Fehlentwicklung am wirksamsten mit Hilfe einer 
Änderung des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes bzw. einer Überplanung der 
übrigen Bauflächen im Wege einer Umstellung auf die geltende BauNVO auszu­
schließen.

Die dann maßgebliche BauNVO 1990 schließt dann eine Ansiedlung großflächiger 
Einzelhandelsbetriebe, die Auswirkungen i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO verursachen, 
in Gewerbegebieten aus bzw. verweist diese Nutzungen auf Sondergebiete (SO). 
Neben der o. g. Umstellung auf die geltende BauNVO werden weitere Ziele mit der 
Aufstellung des Bebauungsplanes verbunden.

So soll gewährleistet werden, dass die knappen Gewerbeflächen in erster Linie für 
produzierendes bzw. verarbeitendes Gewerbe zur Verfügung stehen und sich dar­
über hinaus das Gewerbegebiet nicht noch weiter zum (reinen) Einzelhandelsstand­
ort entwickelt. Insofern soll nicht lediglich wie bereits beschrieben, großflächiger Ein­
zelhandel eingeschränkt, sondern vielmehr Einzelhandel insgesamt ausgeschlossen 
werden. Diese Zielsetzung wird auch bei der Fortschreibung des Einzelhandelskon­
zeptes verfolgt, welche sich zur Zeit in Bearbeitung befindet. Insofern wird durch den 
geplanten Einzelhandelsausschluss am Standort Rockwoolstraße das modifizierte 
bzw. weiterentwickelte städtebauliche Leitbild des fortzuschreibenden Einzelhan­
delskonzeptes umgesetzt.

Durch die Festsetzung als Gewerbegebiet kann sowohl auf der noch nicht entwickel­
ten westlichen Teilfläche eine entsprechende Entwicklung vorbereitet werden als 
auch eine planungsrechtliche Sicherung bzw. Erweiterung der bestehenden Betriebe 
erfolgen. Die bereits vorhandenen Einzelhandelsbetriebe sollen aufgrund des vorge­
sehenen Einzelhandelsausschlusses mit Hilfe eines erweiterten Bestandsschutzes 
gesichert werden.

Der Bebauungsplan Nr. 22, Gebiet: Gebiet an der Möllerstraße, rechtsverbindlich 
seit dem 01.08.1964, wird im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 149 aufge­
hoben.



5. Bebauungsplaninhalte

5.1 Art der baulichen Nutzung

Das Plangebiet ist durch den Bestand an Gewerbe- und Einzelhandelsbetrieben 
bzw. Handelsbetrieben in seiner baulich-räumlichen Ausprägung weitgehend vorge­
prägt. Lediglich im Nordwesten des Bebauungsplangebietes ist eine größere freie 
Fläche des ehemaligen Betriebsgrundstückes der Fa. Siemens (ehemaliger Park­
platz) noch nicht wieder genutzt.

Unter Berücksichtigung der unter Punkt 4 beschriebenen Zielsetzung wird die Art der 
baulichen Nutzung für das Plangebiet als Gewerbegebiet (GE) festgesetzt. Die Fest­
setzung eines Gewerbegebietes entspricht zum einen weitgehend den bisher gelten­
den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 22 und zum anderen den tatsächlich 
genehmigten und damit verfestigten Nutzungen.

Aufgrund der im Westen und Osten des Plangebietes vorhandenen Wohnbebauung 
wird das festgesetzte Gewerbegebiet gemäß § 1 Abs. 4 BauNVO nach Art der zuläs­
sigen Nutzung und der Art der Betriebe und Anlagen in Teilgewerbegebiete geglie­
dert. Dabei soll in erster Linie eine Gliederung mit Hilfe von Abstandsklassen zur An­
wendung kommen.

In den Teilgewerbegebieten GE 1, 2, 3 und 5 sind Betriebe und Anlagen der Ab­
standsklassen l-VII der Abstandsliste zum Rd. Erl. des Ministeriums für Umwelt und 
Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz vom 06.06.2007 (Abstandser­
lass) sowie Betriebe und Anlagen mit ähnlichem Emissionsgrad unzulässig. Im GE 4 
sind Betriebe und Anlagen der Abstandsklassen l-VI der Abstandsliste des Ab­
standserlasses unzulässig.

Ausnahmsweise sind gemäß § 31 Abs. 1 BauGB Betriebe und Anlagen mit ähnli­
chem Immissionsgrad der nächst niedrigeren Abstandsklasse (höheres Abstandser­
fordernis) zulässig, wenn die von ihnen ausgehenden Emissionen durch über den 
Stand der Technik hinausgehende Maßnahmen oder durch Betriebsbeschränkungen 
so begrenzt werden, dass sie die von den allgemein zulässigen Anlagen üblicherwei­
se ausgehenden Emissionen nachweislich nicht überschreiten und der Immissions­
schutz gesichert ist.

Darüber hinaus wird eine Gliederung der bisher nicht genutzten Fläche des ehemali­
gen Stellplatzbereiches im GE 3 anhand von Emissionskontingenten (Lek) nach DIN 
45691 vorgenommen. Demnach sind im Gewerbegebiet GE 3 nur Anlagen und Be­
triebe zulässig, deren Geräusche entsprechend dem Emissionskontingent Lek 60 
dB(A) tagsüber (6.00 - 22.00 Uhr) und Lek 45 dB(A) nachts (22.00 - 6.00 Uhr) nicht 
überschreiten.

Im Bebauungsplanbereich werden im gesamten Gewerbegebiet (GE 1 bis GE 5) ge­
mäß § 1 Abs. 5 BauNVO Einzelhandelsbetriebe bzw. Einzelhandelsnutzungen aus­
geschlossen.
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Der umfassende Einzelhandelsausschluss hat seine Ursache in der unter Kapitel 4.0 
formulierten Zielsetzung. Zum einen sollen die zur Verfügung stehenden begrenzten 
Gewerbeflächenpotentiale in erster Linie für produzierendes bzw. verarbeitendes 
Gewerbe zur Verfügung zu stehen. Zum anderen wird die Zielsetzung des Einzel­
handelskonzeptes, welches zur Zeit fortgeschrieben wird, durch den Ausschluss des 
Einzelhandels am Standort Rockwoolstraße berücksichtigt.

Der geplante Ausschluss des Einzelhandels hat seine Ursache auch darin, dass im 
Gewerbegebiet bereits vereinzelt Einzelhandelsbetriebe angesiedelt sind und sich 
der Standort nicht überwiegend zum Einzelhandelsstandort entwickeln soll. Das Ein­
zelhandelskonzept empfiehlt diesbezüglich daher u. a., dass der Standort Rock­
woolstraße als Einzelhandlesstandort gegenüber der City keinen weiteren Attraktivi­
tätszuwachs mehr erfahren dürfe. Dies liegt wiederum in der solitären Lage des 
Standortes bzw. der in Tatsache begründet, dass der Standort als nicht integriert an­
gesehen werden muss. Die weitere Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben wäre 
außerdem auch hinsichtlich des dadurch zusätzlich induzierten Verkehrs problema­
tisch.

Um den im Gewerbegebiet ansässigen produzierenden Gewerbebetrieben und 
Handwerksbetrieben die Möglichkeit zu eröffnen, ihre Produkte direkt am Ort der 
Herstellung zu verkaufen, gilt der Einzelhandelsausschluss nicht für Einzelhandels­
betriebe, die in einem unmittelbaren räumlichen oder betrieblichen Zusammenhang 
mit diesen Betrieben stehen. Die Verkaufsfläche ist hierbei auf einen Anteil von 
höchstens 20% der Betriebsfläche zu beschränken und darf zudem nicht mehr als 
max. 200 m2 umfassen.

Aufgrund des zukünftigen umfassenden Einzelhandelsausschlusses wären die im 
Plangebiet bereits vorhandenen Einzelhandelsbetriebe zukünftig planungsrechtlich 
unzulässig. Es wird jedoch angestrebt, den im GE 1 vorhandenen nicht großflächigen 
und nah versorgungsrelevanten Lebensmittelmarkt sowie den im GE 2 vorhandenen 
großflächigen, zentrenrelevanten Bürofachmarkt am jetzigen Standort zu sichern. 
Aus diesem Grund wird für beide Betriebe ein erweiteter Bestandsschutz gemäß § 1 
Abs. 10 BauNVO textlich festgesetzt. Durch diese Maßnahme sind bauliche Verän­
derungen und Erneuerungen der bestehenden Einzelhandelsbetriebe auch zukünftig 
möglich. Die Zulässigkeit wird dabei zusätzlich an die Anforderung geknüpft, dass für 
beide Betriebe die bisher genehmigte Verkaufsfläche nicht vergrößert sowie für den 
Bürofachmarkt das bisher genehmigte Warensortiment nicht vergrößert wird.

Mit der Beschränkung der Verkaufsfläche und der zusätzlichen Beschränkung des 
Bürofachmarktes auf das bisher genehmigte Warensortiment wird auch dem Um­
stand Rechnung getragen, dass es sich um einen Einzelhandelsbetrieb mit zentren­
relevanten Sortimenten handelt. Durch die Beschränkung sollen weitergehende 
schädliche Auswirkungen auf die Versorgungsstruktur der Innenstadt vermieden 
werden.

Der ebenfalls im Plangebiet vorhandene Getränkemarkt wird auf den „einfachen“ Be­
standsschutz gesetzt. Da dieser Einzelhandelsbetrieb räumlich unmittelbar an vor­
handene produzierende Betriebe grenzt, könnten zukünftig bei einer Betriebsaufgabe 
diese Flächen als Erweiterungspotential dienen. Bauliche Maßnahmen, die der In­
standhaltung des Einzelhandelsbetriebes dienen, sind zukünftig jedoch weiterhin 
möglich.
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Über den Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben hinaus sollen zukünftig Bordelle im 
gesamten Gewerbegebiet (GE 1 bis GE 5) ausgeschlossen werden.

Im bisher rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 22 sind Bordelle als sogenannte 
Gewerbebetriebe aller Art bisher allgemein zulässig. Aufgrund heutiger Erkenntnisse 
kann die Ansiedlung von Bordellen in Gewerbegebieten jedoch mit einer Reihe nega­
tiver städtebaulicher Auswirkungen verbunden sein.

In dem Bebauungsplan Nr. 149 würde die Ansiedlung von Bordellen zu einem uner­
wünschten Absinken des Niveaus des Gewerbestandortes und im näheren Umfeld 
führen (Trading-Down-Effekt) und somit der Sicherung der bestehenden gewerbli­
chen Nutzung entgegenstehen.

Für das Gewerbegebiet wird daher festgesetzt, dass Bordelle als Unterart der Ge­
werbebetriebe aller Art gern. § 1 Abs. 9 BauNVO im Gewerbegebiet nicht zulässig 
sind.

Die Einschränkung bzw. der Ausschluss dieser Nutzung im Bebauungsplan erfolgt, 
da von ihr negative städtebauliche Auswirkungen ausgehen. Diese negativen städte­
baulichen Auswirkungen, die z.B. in einer Beeinträchtigung der Wohnruhe in den um­
liegenden Wohngebieten, in einem Verdrängungsprozess anderer Gewerbezweige 
(Trading-Down-Effekt) und einer Beeinträchtigung des Gesamtbildes des Gewerbe­
gebietes bestehen, sind städtebaulich nicht vertretbar.

Außer Einzelhandelsbetrieben und Bordellen werden im gesamten Gewerbegebiet 
(GE 1 bis GE 5) auch Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche 
Zwecke ausgeschlossen.

Diese gemäß § 8 Abs. 3 BauNVO in Gewerbegebieten ausnahmsweise zulässigen 
Nutzungen sind im Plangebiet bisher nicht vorhanden. Die genannten Nutzungen 
sollen zukünftig verstärkt in den angrenzenden Wohngebieten oder dem Stadtzent­
rum vorgehalten werden, da dort der jeweilige direkte Bedarf für die genannten Ein­
richtungen besteht. Eine Verlagerung zum nicht integrierten Gewerbestandort ist da­
gegen städtebaulich nicht gewünscht. Vielmehr sollen auch in diesem Fall die be­
grenzten Gewerbeflächen schwerpunktmäßig für gewerbliche Nutzungen bereit­
gehalten werden.

5.2 Maß der baulichen Nutzung

Das Maß der baulichen Nutzung gemäß § 16 BauNVO wird im Bebauungsplan durch 
die Festsetzung der Grundflächenzahl (GRZ) und die Höhe der baulichen Anlagen 
geregelt.

Im Bebauungsplan wird die gemäß § 17 BauNVO vorgegebene Obergrenze der GRZ 
von 0,8 für das gesamte Gewerbegebiet (GE 1 bis GE 5) festgesetzt. Die Ausschöp­
fung der nach BauNVO zulässigen Grundflächenzahl resultiert aus der bereits vor­
handenen dichten Bebauungsstruktur sowie dem Ziel, die noch zur Verfügung ste­
henden begrenzten Gewerbeflächen möglichst intensiv nutzen zu können.
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Die Höhe der baulichen Anlagen (OK) wird in Abhängigkeit zur bereits vorhandenen 
Bebauung differenziert für die einzelnen Teilgewerbegebiete festgelegt. Sie variiert 
zwischen 8,0 und 12,0 m. Die zulässige Höhe der baulichen Anlage wird in Relation 
zur jeweiligen Geländehöhe über NHN festgesetzt. Für technisch erforderliche, un­
tergeordnete Bauteile (z. B. Schornsteine, Masten, technische Aufbauten für Aufzü­
ge) kann ausnahmsweise eine Überschreitung der zulässigen Höhe zugelassen wer­
den.

5.3 Bauweise

Für das Gewerbegebiet (GE 1 bis GE 5) wird eine abweichende Bauweise i. S. d. § 
22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt. Die abweichende Bauweise ist so definiert, dass 
Baukörperlängen von mehr als 50,0 m zulässig sind, die Grenzabstände zu benach­
barten Grundstücken aber eingehalten werden müssen.

Diese Regelung erfolgt, da einerseits bereits bestehende Gewerbebauten Gebäude­
längen von deutlich über 50,0 m aufweisen und andererseits auch zukünftig keine 
verlässliche Annahmen über erforderliche Gebäudegrößen ansiedlungswilliger Be­
triebe getroffen werden können.

5.4 Überbaubare Grundstücksflächen

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden im Bebauungsplan ausschließlich mit 
Hilfe von Baugrenzen bestimmt. Der großzügige Zuschnitt der “Baufenster“ soll eine 
hohe Flexibilität für die baulichen Anlagen der Gewerbebetriebe sicherstellen. Aller­
dings werden die überbaubaren Grundstücksflächen zum Teil durch vorhandene 
Versorgungsleitungen beschränkt.

Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen entlang der Bottroper Straße und 
der Rockwoolstraße werden Nebenanlagen und Werbeanlagen dagegen ausge­
schlossen.

6. Erschließung

Die Erschließung des Plangebietes für den Individualverkehr wird durch die Bottroper 
Straße und Rockwoolstraße / Möllerstraße als innerstädtische Hauptverkehrsstraßen 
sichergestellt. Die innere Erschließung insbesondere der großen, zusammenhän­
genden Gewerbeflächen wird durch bereits vorhandene private Erschließungswege 
bzw. durch Geh-, Fahr- und Leitungsrechte sichergestellt. Neue Straßenbaumaß­
nahmen zur Erschließung des Bebauungsplangebietes sind nicht erforderlich.

Die erforderlichen Flächen für die öffentliche Erschließung werden als öffentliche 
Verkehrsflächen gern. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB festgesetzt.

Die Anbindung an das übergeordnete Netz erfolgt hauptsächlich von der Rock­
woolstraße zur Beisenstraße. Hierüber ist auch die Anschlussstelle Gladbeck­
Ellinghorst der A 2 zu erreichen.
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Über die Bushaltestellen an der Bottroper Straße und der Rockwoolstraße durch die 
Linien NE 2, SB 91, 259 und 254 ist die Erschließung des Plangebietes durch den 
öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) gewährleistet.

7. Ver- und Entsorgung

Ver- und Entsorgungsleitungen sind im bestehenden Straßensystem vorhanden. Die 
Ver- und Entsorgung der geplanten Neubaubereiche ist durch Erweiterung dieser 
Systeme zu sichern.

Das anfallende Abwasser kann durch Anschluss an die bestehende bzw. neu zu ver­
legende Kanalisation an den genossenschaftlichen Vorfluter Boye des genossen­
schaftliche Pumpwerkes Bottrop-Boye abgeführt und in der vorhandenen Kläranlage 
Bottrop gereinigt werden.

Darüber hinaus verlaufen durch das Plangebiet verschiedene Versorgungsleitungen. 
Für Leitungen, die außerhalb der öffentlichen Verkehrsfläche über private Grundstü­
cke verlaufen und nicht der Versorgung von Endverbrauchern dienen (Hausan­
schlüsse), werden die nach Angaben der Leitungsträger erforderlichen Schutzstreifen 
und Leitungsrechte im Bebauungsplan festgesetzt.

8. Immissionsschutz

Zur Ermittlung von immissionsbedingten Beeinträchtigungen durch Gewerbe- oder 
Verkehrslärm wurde eine gutachterliche Untersuchung vom Büro “Uppenkamp und 
Partner“ für das Plangebiet vorgenommen. Dabei wurden im Rahmen der Prognose 
folgende Situationen untersucht und dargestellt:

• Beurteilung der auf das Plangebiet einwirkenden Verkehrslärmgeräusche aus 
den angrenzenden Straßen Verläufen (hier: Bottroper Straße, Beisenstraße, 
Rockwoolstraße und Kampstraße) sowie der Bahnlinie Gladbeck West.

• Festsetzung eines Emissionskontingentes für die innerhalb des Bebauungs­
planes zulässigen gewerblichen Nutzungen auf der Freifläche unter Berück­
sichtigung der Vorbelastung durch den gewerblichen Bestand.

8.1 Verkehrslärm

Die Berechnungen zeigen, dass die Orientierungswerte der DIN 18005 für Gewerbe­
gebiete zur Tageszeit in Höhe von 65 dB(A) im Nahbereich der Rockwoolstraße, der 
Bottroper Straße und der Bahngleise der DB AG um bis zu 5 dB(A) überschritten 
werden. Zur Nachtzeit wird der gebietsspezifische Orientierungswert in Höhe von 55 
dB(A) im gesamten Geltungsbereich überschritten. Ausschlaggebend hierfür ist der 
hohe Güterzuganteil auf den östlich angrenzenden Gleisanlagen.



Aufgrund der Überschreitungen der Orientierungswerte der DIN 18005 ist es not­
wendig, über Lärmschutzmaßnahmen zu entscheiden. Dabei ist im Allgemeinen der 
aktive Lärmschutz an der Emissionsquelle dem passiven Lärmschutz an den Gebäu­
den Vorrang zu geben. Im vorliegenden Fall können aus städtebaulichen Gründen 
keine aktiven Lärmschutzmaßnahmen erfolgen. Demnach ist der notwendige Schall­
schutz für die betroffenen Gebäude durch passive Schallschutzmaßnahmen an den 
jeweiligen Baukörpern zu erfüllen.

Dies bedeutet, dass die Außenfassaden der Gebäude eine mindesterforderliche 
Schalldämmung aufweisen müssen. Die Dimensionierung wurde auf der Grundlage 
der (höheren) Tagesbeurteilungspegel vorgenommen. Zur Bemessung des passiven 
Schallschutzes ist die Tab. 8 der DIN 4109 “Schallschutz im Hochbau“ heranzuzie­
hen. Anhand der ermittelten Beurteilungspegel bzw. anhand des daraus ableitbaren 
maßgeblichen Außenlärmpegels ergibt sich aus der Tab. 8 das erforderliche resultie­
rende Schalldämmmaß.

Die festgestellten Verkehrslärmimmissionen machen demnach in den Bereichen ent­
lang der Rockwoolstraße, der Bottroper Straße und im Osten des Plangebietes ent­
lang der Bahnlinie die Verwendung von Außenbauteilen mit einem Bauschalldämm­
maß (Rw,res) in Höhe von bis zu 45 dB(A) erforderlich.

Die passiven Schallschutzmaßnahmen werden mit Hilfe einer zeichnerischen Fest­
setzung im Bebauungsplan verankert. Die Regelungen gelten für Neubauten sowie 
für Um- und Anbauten, sofern es sich um Betriebswohnungen bzw. Büroräume und 
ähnliches handelt. Im Falle von Büroräumen und ähnlichem gelten gemäß DIN 4109 
um 5 dB(A) niedrigere Bauschalldämmmaße als festgesetzt.

Da im gesamten Gewerbegebiet mind, der Lärmpegelbereich III vorliegt und somit 
mind, ein bewertetes Bauschalldämmmaß in Höhe von mind. Rw,res = 35 dB(A) 
erforderlich ist, muss darüber hinaus an allen zum Schlafen bestimmten Räumen (z. 
B. bei Betriebswohnungen) zusätzlich eine schalldämmende bzw. fensterunabhängi­
ge Lüftungseinrichtung vorgesehen werden, da bei gekippten Fenstern ansonsten 
nur eine Pegelminderung von 15 dB erzielt würde. In diesem Fall wäre in den Schlaf­
räumen der Anhaltswert für den Innenraumpegel der DIN 2719 in Höhe von 35 dB(A) 
in der Nachtzeit überschritten. Diesbezüglich muss eine Zwangsbelüftungseinrich­
tung vorgesehen werden, die den hygienisch notwendigen Luftwechsel sicherstellt, 
das bewertete Schalldämmmaß der Außenfront nicht unter den geforderten Wert sin­
ken lässt und kein Eigengeräusch im Raum hervorruft, dass über 30 dB(A) liegt.

Diese zusätzliche passive Schallschutzmaßnahme wird mit Hilfe einer textlichen 
Festsetzung gern. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB im Bebauungsplan gesichert.

8.2 Gewerbelärm

Ziel der schalltechnischen Untersuchungen zum Gewerbelärm war es, Festsetzun­
gen zu den zulässigen Schallemissionen zu entwickeln, die gewährleisten, dass die 
Gesamtimmissionswerte der ausgewiesenen Gewerbeflächen die Immissionsricht­
werte der TA Lärm an der schutzbedürftigen (vor allem westlich gelegenen) Wohn­
bebauung nicht überschreiten.
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Das Emissionskontingent (Lek) der freien Fläche (ehemaliger Siemensparkplatz) wird 
im Geltungsbereich des Bebauungsplanes für das Teilgewerbegebiet GE 3 auf Lek 
60 dB(A) tagsüber und Lek 45 dB(A) nachts festgelegt (siehe Schallgutachten zum 
Bebauungsplan, Anhang II, Seite 5).

Die geplante Ausweisung der Gewerbenutzung mit den o.a. Emissionskontingenten 
gewährleistet, dass die Gewerbefläche GE 3 für die unmittelbar angrenzende Wohn­
bebauung der Rockwoolstraße als nicht maßgeblich einzustufen ist. Aufgrund der 
Unterschreitung der Immissionsrichtwerte durch den von der Fläche ausgehenden 
Immissionsanteil um mindestens 6 dB(A) ist der Bestandsschutz der bestehenden 
Gewerbebetriebe gesichert. Nutzungsänderungen betrieblicher oder baulicher Art der 
bestehenden Gewerbebetriebe sind weiterhin im Rahmen des Baugenehmigungsver­
fahren unter Wahrung des Immissionsschutzes an der angrenzenden Wohnbebau­
ung zulässig.

Hierbei ist zu beachten, dass aufgrund der Nähe zu der westlich der Rockwoolstraße 
befindlichen Wohnbebauung die gewerbliche Nutzung zur Tageszeit als einge­
schränkt zu beurteilen ist. Eine gewerbliche Nutzung zur Nachtzeit ist nicht möglich.

Da die Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung normgerecht auf die rein ge­
ometrische Schallausbreitung ohne die Berücksichtigung von Hindernissen auf dem 
Ausbreitungsweg zu beziehen sind, können durch eine sinnvolle Gebäudekonstella­
tion und die damit erhaltene Abschirmung von ggf. “lauten“ Betriebsbereichen auch 
höhere Schallleistungspegel bzw. lärmintensivere Aktivitäten auf der Fläche realisiert 
werden.

Aus schalltechnischer Sicht ist dahingehend darauf zu achten, das aufgrund der be­
reits in diesem Bereich hohen Verkehrsbelastungen auf der Rockwoolstraße von ei­
ner gewerblichen Ansiedlung mit verkehrsintensiver Nutzung abzusehen ist. Durch 
diese Einschränkung kann verhindert werden, das sich die bereits als schalltechnisch 
kritisch einzustufende Situation noch verschlechtert und letztlich in einem städtebau­
lichen Misstand endet.

Nach der TA Lärm, die für die Beurteilung der Geräuschimmissionen von gewerbli­
chen Anlagen im Rahmen von Genehmigungsverfahren heranzuziehen ist, sind die 
Immissionsrichtwerte auf die Summe der Immissionsbeiträge von allen gewerblichen 
Anlagen zusammen anzuwenden, die auf einen Immissionsort einwirken. Somit sind 
für den Bereich GE 3 die Emissionskontingente Lek 60 dB(A) tagsüber und Lek 45 
dB(A) nachts festgelegt worden. Unter Berücksichtigung des ermittelten Emissions­
kontingentes ergeben sich an den nächstgelegenen Wohngebäuden (Rockwoolstra­
ße, Kampstraße) die Immissionsanteile für die Tages- und Nachtzeit ein Zielwert von 
54 dB(A) am Tag und 39 dB(A) nachts (siehe Schallgutachten zum Bebauungsplan, 
Punkt 4.4). Diese Vorgabe wird mit Hilfe einer textlichen Festsetzung im Bebauungs­
plan planungsrechtlich gesichert.
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9. Altlasten, Belange d. Abfal(Wirtschaft u. d. Bodenschutzes

Das ehemalige Gelände der Firma Siemens wurde während der aktiven Betriebszeit 
massiv mit Chlorkohlenwasserstoffen, insbesondere Perchlorethylen (Per) verunrei­
nigt. Die Kontaminationen bezogen sich auf den Boden und das Grundwasser. Die 
Altlastenfläche wird unter der Nr. 100 des städtischen Verdachtsflächenkatasters so­
wie unter der Nr. 4407/206 des Altlastenkatasters des Kreises Recklinghausen ge­
führt.

Ab dem Jahr 1986 wurde der Boden über eine Bodenluftabsaugung gereinigt. Hierzu 
wurden auf dem ehemaligen Firmengrundstück für die Sanierung von Bodenverun­
reinigungen durch LCKW 6 Bodenluftabsaugmessstellen eingerichtet. Von den mas­
siven Ausgangsbelastungen in den Bodenluftpegeln von bis zu 156.900 ug/m3 sind 
diese zwischenzeitlich soweit gereinigt, dass die Bodenluftsanierung abgeschlossen 
werden konnte.

Ab dem Jahr 1988 wurde an zunächst 12 Grundwasserpegeln das Grundwasser un­
tersucht. Die Pegel wiesen zum Teil massive Verunreinigungen durch LCKW auf. 
Diese hohen Grundwasserbelastungen deuteten darauf hin, dass eine alleinige Bo­
denluftabsaugung zur Sanierung des CKW-Schadens nicht ausreichend war. Vor 
allem der wiederholte Nachweis erhöhter CKW-Gehalte im abstromigen Grundwas­
ser machten Maßnahmen zur Sanierung unumgänglich.

Seit 1988 wird im Bereich der ehemaligen Betriebsfläche der Firma Siemens aus 
zwei Sanierungsbrunnen (B 13 und B 14) Grundwasser abgepumpt und über eine 
mehrstufige Strippanlage gereinigt. Die Ausgangskonzentrationen betrugen im Brun­
nen -B 13- 35.280,8 ug/l LHKW und in -B 14-1.114,0 ug/l LHKW. Die Sanierung des 
Grundwassers erfolgt nach wie vor und die Belastungen liegen im Brunnen -B 13- bei 
1.700,0 pg/l und in -B 14- bei 250 pg/l. Hierbei handelt es sich überwiegend um Tet­
rachlorethylen (Per).

Der Sanierung des Grundwassers wird noch mindestens 10 Jahre in Anspruch neh­
men, so dass die Nutzung des Grundwassers sowohl als Trinkwasser als auch als 
Brauchwasser ausgeschlossen, somit nicht zulässig ist.

Im Kreuzungsbereich Bottroper- / Beisen- / Rockwoolstraße befand und befindet sich 
eine Tankstelle. Diese wird unter der Nr. 505 des städtischen Verdachtsflächenkatas­
ters sowie unter der Nr. 4407/2002 des Altlastenkatasters des Kreises Recklinghau­
sen geführt. Die Altlastenfläche ist zwischenzeitlich saniert worden.

Im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gern. § 4 Abs. 1 BauGB wurde seitens des Kreises Recklinghausen - Untere Abfall­
wirtschafts- und Bodenschutzbehörde zunächst gefordert, dass die noch nicht erfass­
ten unbebauten Bereiche im Teilgewerbegebiet GE 3 einer Gefährdungsabschätzung 
zu unterziehen seien.

Mit Schreiben vom 24.01.2013 sind die ursprünglich geäußerten Bedenken jedoch 
zurück genommen worden. Die ursprünglich geforderten zusätzlichen Untergrundun­
tersuchungen im Bereich des nicht mehr vorhandenen Gebäudekomplexes (GE 3)
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und des Parkplatzes müssen nicht im Rahmen des Bebauungsplanaufstellungsver­
fahrens durchgeführt werden. Vielmehr können diese nunmehr in das spätere Bau­
genehmigungsverfahren verlagert werden.

Im Bebauungsplan ist ein entsprechender Hinweis, dass im Vorfeld künftiger Bau­
maßnahmen Untergrunduntersuchungen im Bereich des nicht mehr vorhandenen 
Gebäudekomplexes vorzunehmen sind, aufgenommen worden.

10. Denkmalschutz und Denkmalpflege

Belange des Denkmalschutzes / der Bodendenkmäler sind im Plangebiet nicht be­
troffen. Sollten dennoch bei Bodeneingriffen jeglicher Art kulturgeschichtliche Boden­
funde oder Mauerwerksteile entdeckt werden, ist dies der Gemeinde oder dem Land­
schaftsverband Westfalen-Lippe, West. Museum für Archäologie / Amt für Boden­
denkmalpflege in Münster anzuzeigen. Eine entsprechende Formulierung ist in den 
Bebauungsplan als Hinweis aufgenommen.

11. Bergbauliche Einwirkungen

Das Plangebiet unterliegt nach heutigem Planungs- und Kenntnisstand keinen berg­
baulichen Einwirkungen mehr. Dennoch wird zur Information ein Hinweis dahinge­
hend aufgenommen, dass das Plangebiet in der Vergangenheit bergbaulichen Ein­
wirkungen unterlegen hat und Bauherren gehalten sind, im Zuge der Planung mit der 
E.ON Montan GmbH, Bruchstraße 5c, 45883 Gelsenkirchen, Kontakt aufzunehmen.

12. Strukturdaten

Größe des räumlichen Geltungs­
bereichs des Bebauungsplanes ca. 129.750,00 qm (12,98 ha)

Diese gliedert sich in:

Gewerbegebiet
Verkehrsflächen

ca. 114.850,00 qm (11,49 ha)
ca. 14.900,00 qm ( 1,49 ha)

13. Finanzierung/Kosten

Aufgrund der eigentumsrechtlichen Situation innerhalb des Plangebietes ist davon 
auszugehen, dass bodenordnerische Maßnahmen oder Verfahren nicht durchgeführt 
werden müssen.



Notwendige Erschließungsmaßnahmen innerhalb des Plangebietes (Kanäle, Ver­
kehrsflächen, Beleuchtung, Pflanzungen) sind vom Investor / Entwickler vorzuneh­
men.

14. Artenschutz / Ergebnisse der artenschutzrechtlichen Prüfung

Bebauungspläne selbst können zwar noch nicht die artenschutzrechtlichen Verbote 
des § 44 Abs. 1 BNatSchG erfüllen. Möglich ist dies jedoch später durch die Realisie­
rung der konkreten Bauvorhaben. Deshalb ist nach neuerem Recht bereits bei der 
Änderung oder Aufstellung eines Bebauungsplanes eine Artenschutzprüfung (ASP) 
durchzuführen. Andernfalls könnte der Bebauungsplan aufgrund eines rechtlichen 
Hindernisses nicht vollzugsfähig sein. In diesem Zusammenhang muss auch geprüft 
werden, ob eine „objektive Ausnahmelage“ nach § 45 Abs. 7 BNatSchG vorliegt. Die­
se Beurteilung erfolgt durch die zuständige untere Landschaftsbehörde. Sie stellt ge­
gebenenfalls die Erteilung von Ausnahmen in später zu entscheidenden Einzelfällen 
in Aussicht.

Sofern bei der Aufstellung oder Änderung eines Bebauungsplanes alle Arbeitsschrit­
te einer Artenschutzprüfung soweit erforderlich durchgeführt wurden, kann bei der 
späteren Genehmigung eines Vorhabens auf eine erneute Prüfung der Artenschutz­
belange verzichtet werden, sofern der Zeitpunkt der Bauantragstellung nicht später 
als 7 Jahre nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes liegt und die Artenschutzprüfung 
unter Beteiligung der unteren Landschaftsbehörde durchgeführt wurde.

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde daher eine artenschutzrechtliche 
Prüfung durch das Büro Drecker aus Bottrop durchgeführt. Aufgrund des Untersu­
chungsergebnisses werden vom Gutachter folgende Maßnahmen vorgeschlagen:

• Bauzeitenregelunq bei Gehölzrodung und Baufeldfreimachunq

Zur Vermeidung eines Verlustes von Nestern, Eiern und Jungvögeln ist die Baufeld­
freimachung außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit der Vögel durchzuführen. Hecken, 
Gebüsche und andere Gehölze sowie Röhrichte dürfen gern. § 39 Abs. 5 BNatSchG 
nicht in der Zeit vom 1. März bis 30. September gerodet, abgeschnitten oder zerstört 
werden. Durch die Maßnahme wird auch zudem eine Tötung baumbewohnender 
Fledermausarten in Sommerquartieren vermieden. Falls innerhalb dieser Zeitspanne 
Rodungsarbeiten erforderlich werden, hat eine Überprüfung auf potenzielle Brutvögel 
vor Baubeginn zu erfolgen.

• Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität 
(vorqezogene Ausqleichsmaßnahmen i.S.v. § 44 Abs. 5 BNatSchG)

Durch das Vorhaben ergeben sich keine Auswirkungen, die die Durchführung von 
vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen erforderlich machen.

Im Ergebnis ist das geplante Vorhaben unter der Berücksichtigung von Vermei­
dungsmaßnahmen aus artenschutzrechtlicher Sicht zulässig. Artenschutzrechtliche 
Bedenken bestehen nicht.



Der Artenschutzbericht (Büro Drecker, Bottrop vom 15.09.2011) ist dieser Begrün 
dung als Anlage beigefügt.

15. Eingriffs-/Ausgleichsregelung

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist Bestandteil des rechtsverbindlichen 
Bebauungsplans Nr. 22. Daher werden durch den Bebauungsplan keine (zusätzli­
chen) Eingriffe begründet. Demnach ist i. S. d. § 1a Abs. 3 BauGB kein Ausgleich 
erforderlich.
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II.) UM WE LT BE RICHT

1. Einleitung

1.1 . Beschreibung des Planungsvorhabens und der Methodik

1.1.1 Planungsanlass und rechtliche Grundlagen

Planungsanlass

Die Stadt Gladbeck beabsichtigt, für das bestehende Gewerbegebiet Bottroper Stra­
ße / Rockwoolstraße zur Steuerung ihrer städtebaulichen Entwicklung einen Bebau­
ungsplan neu aufzustellen. Zu diesem Zweck wurde im Stadtplanungs- und Bauaus­
schuss am 10.09.2009 ein Aufstellungsbeschluss (gern. § 2 Abs. 1 und § 1 Abs. 8 
BauGB) gefasst.

Der derzeitig gültige, aus dem Jahr 1964 stammende Bebauungsplan weist das 
Plangebiet als E-Gebiet (entspricht einem heutigen Gewerbegebiet) aus. Planungs­
rechtlich wäre hier auch die Ansiedelung von großflächigem Einzelhandel möglich.

Die mit der Neuaufstellung des B-Plans verfolgte städtebauliche Zielsetzung besteht 
darin, in den Bereichen an der Bottroper Straße / Rockwoolstraße dem „ehemaligen 
Siemensgelände“, die bisher keiner Nachnutzung zugeführt worden sind, ausschließ­
lich gewerbliche Nutzungen ohne Einzelhandel zu entwickeln. Daher ist vorgesehen, 
die Fläche nur für Gewerbebetriebe vorzuhalten.

Rechtliche Grundlagen

Nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen u. a. die 
Belange des Umweltschutzes, des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu be­
rücksichtigen. Für den Bebauungsplan sind Umweltbelange (gemäß § 1a BauGB), 
wie z. B. die Vermeidung und der Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe in Natur 
und Landschaft (§18 BNatSchG bzw. §§ 4 ff. LG NW) entsprechend dem Planungs­
stand zu ermitteln, zu beschreiben und geeignete Ausgleichsmaßnahmen auf der 
betroffenen Fläche oder an einer anderen Stelle darzustellen.

Die im Bebauungsplanverfahren zu erfassenden Belange des Umweltschutzes, des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 sowie § 1a BauGB 
sind gemäß § 2 Abs. 3 BauGB als Abwägungsmaterial zu ermitteln und zu bewerten. 
Dies erfolgt in einer Umweltprüfung (§ 2 Abs. 4 BauGB), in der die voraussichtlichen 
erheblichen Umweltauswirkungen zu ermitteln und in einem Umweltbericht zu be­
schreiben sowie zu bewerten sind. Die Umweltprüfung dient als integratives Träger­
verfahren für alle relevanten Umweltbelange. Gemäß § 2a BauGB bildet der Umwelt­
bericht einen gesonderten Teil der Begründung zum Bebauungsplan. Seine inhaltli­
chen Anforderungen haben den Ausführungen der Anlage 1 zu § 2 Abs. 4 BauGB zu 
genügen.

Möglichst frühzeitig sind Umfang und Detaillierungsgrad dieser Umweltprüfung abzu­
stimmen (Scoping). Die Aspekte der Bodenschutzklausel gemäß § 1a Abs. 2 BauGB 
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sowie die Anwendung der Eingriffsregelung gemäß § 1a Abs. 3 BauGB sind in den 
Umweltbericht zu integrieren. Auf Ebene des Bebauungsplanes ist eine Regelung 
des Eingriffs i. S. des § 1a BauGB erforderlich. Dieser ist im Umweltbericht in der 
gebotenen Maßstäblichkeit darzulegen und es ist der Nachweis zu führen, dass ein 
sachgerechter Ausgleich möglich ist.

Der Bestand zum Satzungsbeschluss ist für die Bewertung des Eingriffs beim B- 
Planverfahren zu Grunde zu legen.

Ein Eingriff darf nicht zugelassen oder durchgeführt werden, wenn die Beeinträchti­
gungen nicht zu vermeiden oder nicht in angemessener Frist auszugleichen oder zu 
ersetzen sind und die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei der 
Abwägung aller Anforderungen an Natur und Landschaft anderen Belangen im Ran­
ge vorgehen (§ 15 Abs. 5 BNatSchG).

Für Gebiete des Innenbereiches (§ 34 BauGB) ist die Eingriffsregelung nicht anzu­
wenden (§18 Abs. 2 BNatSchG).

Die Artenschutzbelange sind gern. § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB in die Planung einzube­
ziehen. Die Vorschriften des § 44 BNatSchG sind zwingendes Recht. Es ist nach 
dem Bundesnaturschutzgesetz (§ 44 Abs. 1 BNatSchG) untersagt, besonders oder 
streng geschützte Tier- und Pflanzenarten absichtlich zu stören, zu töten oder zu be­
einträchtigen. Die Lebensräume der geschützten Arten, wie Nist-, Brut-, Wohn- oder 
Zufluchtsstätten, stehen ebenfalls unter Schutz. Als besonders oder streng geschützt 
gelten alle europäischen Vogelarten und FFH-Anhang-IV-Arten. Von diesem grund­
sätzlichen Verbot sind nach dem Bundesnaturschutzgesetz unter bestimmten Vor­
aussetzungen Ausnahmen zulässig. Diese sind in § 45 BNatSchG geregelt. Die Ar­
tenschutzbelange werden in einem separaten Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag 
berücksichtigt. Die Ergebnisse dieses Fachbeitrages fließen in den Umweltbericht 
ein.

Für Bäume im Innenbereich (§ 34 BauGB) gilt die Baumschutzsatzung der Stadt 
Gladbeck (Stand: 14.11.2007). Nach Maßgabe dieser Satzung wird der Baumbe­
stand (Bäume) zur

a) Sicherstellung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts,
b) Gestaltung, Gliederung und Pflege des Orts- und Landschaftsbildes und zur 
Sicherung der Naherholung,
c) Abwehr schädlicher Einwirkungen auf den Menschen und Stadtbiotope, 
d) Erhaltung oder Verbesserung des Stadtklimas und
e) Erhaltung eines artenreichen Baumbestandes gegen schädliche Einwirkungen 

geschützt.

1.1.2 Geografische Lage und Abgrenzung des Untersuchungsraumes

Geografische Lage

Die Stadt Gladbeck gehört zum Kreis Recklinghausen. Sie liegt am nördlichen Rand 
des Ballungsraums Ruhrgebiet. Innerhalb des Stadtgebietes zählt das Plangebiet 
zum Stadtteil Gladbeck-Alt-Rentfort, angrenzend an die Stadtteile Gladbeck-Mitte



(Osten) und Gladbeck-Ellinghorst (Süden). Eingerahmt wird das Plangebiet durch die 
Rockwoolstraße (K 4) im Westen, die Bottroper Straße (L 511) im Süden, einen 
Bahndamm im Osten und eine Gehölzfläche im Norden. Die Gesamtflächengröße 
beträgt ca. 13,0 ha.

Abb. 1: Lage des Plangebietes (Quelle: DTK25 des LVermA NRW)

1.1.3 Vorhabenskurzbeschreibung und Festsetzungen

Wie in Kapitel 1.1.1 dargestellt, verfolgt die Stadt Gladbeck mit der Neuaufstellung 
des Bebauungsplans 149 die Zielsetzung, das Gebiet der Bottroper Straße / Rock­
woolstraße überwiegend für gewerbliche Nutzungen vorzuhalten. Mit dieser Planung 
setzt die Stadt ihren Flächennutzungsplan um.

Festgesetzt werden fünf gewerbliche Bauflächen (GE 1 -GE 5). Umfang und Art der 
Bebauung werden folgendermaßen dargestellt:

GE 1 Grundflächenzahl (GRZ) 0,8; Oberkante (OK) von maximal 8 Metern

GE 2 Grundflächenzahl (GRZ) 0,8; Oberkante (OK) von maximal 10 Metern

GE 3 Grundflächenzahl (GRZ) 0,8; Oberkante (OK) von maximal 12 Metern

GE 4 Grundflächenzahl (GRZ) 0,8; Oberkante (OK) von maximal 12 Metern

GE 5 Grundflächenzahl (GRZ) 0,8; Oberkante (OK) von maximal 8 Metern
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Gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO wird im gesamten Gewerbegebiet (GE 1 - GE 5) eine 
abweichende Bauweise festgelegt. Die Baufläche GE 3 ist aktuell größtenteils unge­
nutzt und liegt brach. Ein Teil der Baufläche GE 3 wird aktuell als Gemeinschafts­
stellplatz genutzt, der jedoch zukünftig innerhalb des Bereiches der Baugrenze zu 
GE 3 fällt. Auf allen Flächen von GE 1, GE 2, GE 3 und GE 5 kann die bestehende 
Bebauung innerhalb der ausgewiesenen Baugrenzen erweitert werden.

Grünordnerische Festsetzungen werden zum Erhalt von Straßen begleitenden Ge­
hölzbeständen an der Bottroper Straße wie auch der Rockwoolstraße getroffen. Ein­
zelne Flächen im Plangebiet sind als Fläche mit Pflanzgebot ausgewiesen. Eine Dar­
stellung erfolgt in der Karte 2 - Darstellung der Planungssituation.

1.2 Planungsvorhaben und Umweltziele

Weitere Vorhaben im Umfeld sind nach bisherigem Kenntnisstand nicht geplant.

Neben den allgemeinen gesetzlichen Grundlagen, wie dem Baugesetzbuch, den Na­
turschutzgesetzen ist beim geplanten Gewerbegebiet insbesondere die Immissions­
schutz-Gesetzgebung (BImSchG) und die Orientierungswerte der DIN 18005 
„Schallschutz im Städtebau“ relevant. Wegen der Altlastensituation sind weiterhin die 
Bodenschutz-, Abfall- und Wassergesetzgebung zu beachten (siehe dazu auch die 
Stellungnahmen vom 29.10.2012 und 24.01.2013 der Unteren Abfallwirtschafts- und 
Bodenschutzbehörde (Fachdienst Umwelt, Ressort 70.1).

Nachfolgend werden die Planungsvorgaben aus der Regional-, Flächennutzungs- 
und Landschaftsplanung dargestellt.

1.2.1 Regionalplan Emscher-Lippe

Die Zuständigkeit für den Regionalplan Emscher-Lippe ist seit dem 21.10.2009 auf 
den Regionalverband Ruhr übergegangen. Der Regionalverband Ruhr hat die Regi­
onalplanung zum 21.10.2009 übernommen. Der bisherige Regionalplan der Bezirks­
regierung Münster gilt bis zur Aufstellung bzw. bis zum Inkrafttreten eines neuen 
(einheitlichen) Regionalplans für das Ruhrgebiet weiter fort.

Im Plangebiet wird der Siedlungsbereich als allgemeiner Siedlungsbereich dargestellt 
(ASB). (Stand: 12.11.2004).
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Abb. 2: Ausschnitt aus dem Regionalplan Emscher Lippe (Quelle: Bezirksregierung Münster)

1.2.2 Flächennutzungsplan der Stadt Gladbeck (F-Plan)

Mit Stand vom Mai 1998 wird im Flächennutzungsplan der Stadt Gladbeck der Teil 
des Plangebietes östlich der Rockwoolstraße als gewerbliche Baufläche ausgewie­
sen, der Randbereich zum Bahndamm ist als Wald angegeben. Die Rockwoolstraße 
selber ist in die Kategorie überörtliche und örtliche Hauptverkehrsstraßen / Verkehrs­
plätze eingeordnet.
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Abb. 3: Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan der Stadt Gladbeck (Quelle: Stadt Gladbeck)

1.2.3 Landschaftsplan der Stadt Gladbeck

Der Großteil des Plangebietes liegt außerhalb des Geltungsbereiches des Land­
schaftsplanes Nr. 4 - Stadt Gladbeck - (Stand: 09.03.2001). Zuständig für die Land­
schaftsplanerstellung ist der Kreis Recklinghausen.

Ein kleiner Teil der Rockwoolstraße ist als Teilfläche des temporären Landschafts­
schutzgebietes (LSG Nr. 6 - Haarbach / Stadtgarten Johowstraße) ausgewiesen. 
Das Entwicklungsziel ist die temporäre Erhaltung (Entwicklungsziel l.ll) der gegen­
wärtigen Landschaftsstruktur bis zur Realisierung von Grünflächen durch die Bauleit­
planung1.

Das Entwicklungsziel l.ll wird für Flächen dargestellt, die im Flächennutzungsplanentwurf der Stadt Gladbeck als 
öffentliche Grünflächen dargestellt und die nach der städtebaulichen Zielsetzung öffentliche Grünflächen sind oder 
werden sollen, aber noch nicht im Rahmen der Bauleitplanung dieser Zweckbestimmung zugeführt worden sind oder 
genutzt werden.
Die Darstellung des Entwicklungszieles l.ll erfolgt aufgrund von § 16 Abs. 2 Satz 2 LG, demzufolge die Darstellungen 
der Flächennutzungspläne im Landschaftsplan zu beachten sind.
Das Entwicklungsziel steht einer Inanspruchnahme der betreffenden Flächen durch die in der Planungsvorgabe vorge­
sehene Nutzung nicht entgegen. Mit Rechtskraft eines Bebauungsplanes tritt der Geltungsbereich des Landschaftspla­
nes für diesen Bereich automatisch zurück.
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Nördlich des Plangebietes befindet sich eine kleinere Waldfläche, die dem LSG 7 
„Wittringer Wald / Stadtwald" zuzurechnen ist. Diese Teilfläche des LSG ist durch die

Bahnlinie räumlich voneinander getrennt. Das Entwicklungsziel ist hier die Erhaltung 
einer mit natürlichen Lebensräumen oder sonstigen natürlichen Landschaftselemen­
ten reich oder vielfältig ausgestatteten Landschaft.

Abb. 4: Ausschnitt aus dem Landschaftsplan der Stadt Gladbeck (Quelle: Hrsg. Kreis Reckling­
hausen)

1.2.4 Natura 2000

Weder im Bereich des Plangebietes noch in seiner näheren Umgebung sind Gebiete 
gern. EU-Vogelschutzrichtlinie (79/409/EWG) oder Fauna-Flora-Habitat Richtlinie 
(FFH-Richtlinie, 92/43/EWG) gelegen. Das nächstgelegene FFH-Gebiet DE-4407- 
302 „Koellnischer Wald“ befindet sich ca. 3,8 km westlich des Plangebietes außer­
halb des Gladbecker Stadtgebietes.

1.3 Methodik

Die Vorgehensweise bei der Erstellung des Umweltberichtes richtet sich nach der 
Mustergliederung der Stadt Gladbeck. Zentrale Punkte sind die Beschreibung des 
Vorhabens, des planerischen Umfeldes, der heutigen Umweltsituation und die Prog­
nose zur Entwicklung der Umweltsituation. Die Erfassung und Bewertung der Aus­
wirkungen erfolgt auf Grundlage der Schutzgüter gemäß UVPG. Herangezogen wer­
den vorliegende Fachgutachten, Ortsbegehungen und Internetrecherchen.

Die Beurteilung der Umweltauswirkungen erfolgt verbal argumentativ. Dabei werden 
drei Stufen unterschieden: geringe, mittlere und hohe Erheblichkeit.



Das B-Plangebiet zählt zum baulichen Innenbereich, somit kommt die Eingriffsrege­
lung nach § 34 BauGB nicht zur Anwendung. Für die Ermittlung des Bestandes wer­
den die Biotop- und Nutzungstypen sowie auch die Einzelbäume aufgenommen. 
Ausgleichserfordernisse nach Baumschutzsatzung der Stadt Gladbeck sind zu prü­
fen. Hinsichtlich der artenschutzrechtlichen Prüfung werden die Ergebnisse der fau- 
nistischen Kartierung ausgewertet.

1.4 Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Unterlagen

Bei der Erhebung des Bestandes und der Beurteilung der Auswirkungen des Plan­
vorhabens sind keine Probleme aufgetreten. Die vorhandenen Daten und Informatio­
nen reichen aus, um die Bestandssituation und die Auswirkungen des Vorhabens 
hinreichend zu beschreiben und zu bewerten.

2. Analyse der Umweltsituation

2.1 Lage und Topografie

Das Plangebiet liegt am westlichen Rand des Stadtkerns von Gladbeck und ist somit 
einem dichteren Siedlungsgebiet zuzuordnen. Begrenzt wird der Bereich durch Ver­
kehrswege: der Bottroper Straße (L 511) im Süden, der Rockwoolstraße (K 4) im 
Westen (im Plangebiet) und einer Bahnstrecke im Osten. Im Norden schließt sich 
eine kleine Waldfläche an.

Insgesamt stellt sich die Topographie des Plangebiets eben dar, die Höhe liegt um 
48 m über NN. Lediglich der außerhalb des Plangebietes befindliche Bahndamm bil­
det eine (künstliche) Geländeerhöhung.

2.2 Aktuelle Nutzung

Das Plangebiet ist geprägt durch gewerbliche Nutzungen des „Gewerbeparks Elling­
horst“. Weiterhin kennzeichnend im Plangebiet ist die in Nordsüdrichtung verlaufende 
„Rockwoolstraße“, die als Haupterschließungsstraße zum Gewerbegebiet fungiert. 
Nachfolgend werdend die einzelnen bestehenden Gewerbeteilbereiche GE 1 bis GE 
5 beschrieben.

• Im Südwesten des Plangebietes [GE1] befinden sich eine Total Tankstelle, Mc 
Donalds, A.T.U, ein Netto-Markt und die Merkur-Spielothek.

• Innerhalb der Abgrenzung [GE 2] liegen ein Staples-Büromarkt und die I - 21 
Germany.

• Zum nordwestlichen Bereich des Plangebietes [GE 3] gehört eine großflächige 
Stellplatzanlage sowie daran anschließend eine Freifläche, die derzeit unbebaut 
ist. Der Bereich der Stellplätze wird momentan als Lagerfläche genutzt.

• Die Firmen GPI Green Partners International, H. & W. Hennes und die Salzgitter 
Stahlhandel GmbH belegen mit großflächigen Werkshallen den zentralen Bereich 
[GE 4] des Plangebietes. Die Erschließung erfolgt mittels eines Kreisverkehrs von 
der Rockwoolstraße aus.

• Im östlichen Bereich [GE 5] sind die Firmen Getränke Kopatz, Innova, Allerhand, 
Astur, Burucker, Druck und Grafik und die Fa. Lorenz Wittmann ansässig. Zwi-



sehen den bestehenden Gewerbebauten gibt es noch zwei unbebaute Teilberei­
che. Dieser Bereich ist von der Bottroper Straße aus erschlossen.

Seit dem Jahr 2008 fand ein Ausbau der Rockwoolstraße statt. Dabei wurden von 
der Bottroper Straße bis nördlich der Kampstraße die Fahrspuren der Rockwoolstra­
ße neu aufgeteilt. Im Zuge des Umbaus wird die Fahrbahn ab der Kreuzung Bottro­
per Straße einspurig in den Kreisverkehr Kampstraße / Rockwoolstraße geführt. 
Zeitgleich hielt die Straße zu beiden Seiten einen Geh- und Radweg. In einer weite­
ren Bauphase ist im Anschluss der Ausbau der Bottroper Straße vorgesehen.

Abb. 5: Luftbild des Plangebietes und seiner Umgebung (Quelle: Bing)

Nachfolgende Fotos vermitteln einen Eindruck der Plangebietsfläche.



Abb. 6: Blick entlang des Bahndamms / Bottroper Straße (Richtung Norden)

Abb. 7: Blick in Richtung GE3 bzw. GE4 (Richtung Osten)



Abb. 8: Blick auf GE 3 (Richtung Norden)

-

Abb. 9: Blick auf GE 3 / GSt (Richtung Norden)
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2.3 Beschreibung und Bewertung der Schutzgüter

2.3.1 Ortsbild und Erholung

Das Plangebiet liegt in der Naturräumlichen Einheit 543.01 Buerscher Höhenrücken. 
Der Buersche Höhenrücken ist heute von Industriekomplexen und umfangreichen 
Siedlungsflächen geprägt. Zwischen Ihnen finden sich noch landwirtschaftliche Re­
liktflächen.

Das Ortsbild von Alt-Rentfort im Umfeld des Plangebiets wird maßgeblich durch 
großflächige Industrie- und Gewerbebetriebe (Beisenstraße im Süden, Möllerstraße/ 
Karl-Schneider Straße im Norden) bestimmt. Dominant sind die weithin sichtbaren 
Werkshallen und Schornsteine des Rockwool-Werkes und der Borsig AG. Westlich 
des Plangebiets finden sich Gebiete mit Wohnbebauung (Siemensstraße).

Auch das Erscheinungsbild des Plangebietes selbst ist durch die Gewerbebetriebe 
mit bis zu 12 Meter hohen Werkshallen, sowie ihren Lagerflächen und Stellplätzen 
geprägt. Die südlichen Bereiche weisen dabei mit einem Discountmarkt, einem Bü­
romarkt, einer Mc Donalds-Filiale und einer Tankstelle eine hohe Verkehrsdichte auf. 
Nennenswerte Gehölzbestände finden sich lediglich in den Randbereichen des Plan­
gebiets. Entlang der Bottroper Straße stockt östlich der Fa. Staples eine Baumgruppe 
aus älteren Eichen, Hainbuchen und Feldahorn. Diese Baumgruppe ist als Ortsbild 
prägend zu bezeichnen. Eine straßenbegleitende Baum- und Strauchreihe entlang 
der Rockwoolstraße bildet eine optische Abschirmung vom Straßenraum zur großflä­
chigen Stellplatzanlage und den Gewerbehallen. Als größerer älterer Gehölzbestand 
sind die Platanen der Stellplatzanlage auch als Ortsbild prägend zu bezeichnen.

Eine Erholungsfunktion im Plangebiet ist nicht gegeben. Zu erwähnen ist lediglich der 
entlang der Rockwoolstraße verlaufende Radweg der Stadt Gladbeck mit lokaler Be­
deutung. Sonstige Freizeit- und Erholungseinrichtungen finden sich nicht.

Das nächstgelegene relevante Gebiet mit Erholungsfunktion ist der Stadtwald von 
Gladbeck. Der nördliche Rand des Stadtwalds liegt jenseits des Bahndamms in süd­
westlicher Richtung etwa 300 Meter entfernt. Dieser Bereich verfügt inklusive des 
Wasserschlosses Wittringen, den öffentlichen Grünflächen, Sportanlagen und dem 
Freibad über eine hohe Bedeutung für die Naherholung der Gladbecker Bevölkerung.

2.3.2 Arten- und Biotopschutz

Schutzgebiete

In der näheren Umgebung des Plangebietes sind keine Gebiete gern. EU- 
Vogelschutzrichtlinie (79/409/EWG) oder Fauna-Flora-Habitat Richtlinie (FFH- 
Richtlinie, 92/43/EWG) ausgewiesen. Das nächstgelegene FFH-Gebiet DE-4407-302 
„Koellnischer Wald“ befindet sich ca. 3,8 km südwestlich des Plangebietes außerhalb 
des Gladbecker Stadtgebietes.

Ein kleiner Teil der Rockwoolstraße ist im Landschaftsplan als Teilfläche des Tempo­
rären Landschaftsschutzgebietes (LSG Nr. 6 - Haarbach / Stadtgarten Johowstraße) 
ausgewiesen. Das Entwicklungsziel ist die temporäre Erhaltung (Entwicklungsziel l.ll) 
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der gegenwärtigen Landschaftsstruktur bis zur Realisierung von Grünflächen durch 
die Bauleitplanung2.

2
Das Entwicklungsziel l.ll wird für Flächen dargestellt, die im Flächennutzungsplanentwurf der Stadt Gladbeck als öffentliche 

Grünflächen dargestellt und die nach der städtebaulichen Zielsetzung öffentliche Grünflächen sind oder werden sollen, aber 
noch nicht im Rahmen der Bauleitplanung dieser Zweckbestimmung zugeführt worden sind oder genutzt werden.
Die Darstellung des Entwicklungszieles l.ll erfolgt aufgrund von § 16 Abs. 2 Satz 2 LG, demzufolge die Darstellungen der 
Flächennutzungspläne im Landschaftsplan zu beachten sind.
Das Entwicklungsziel steht einer Inanspruchnahme der betreffenden Flächen durch die in der Planungsvorgabe vorgesehene 
Nutzung nicht entgegen. Mit Rechtskraft eines Bebauungsplanes tritt der Geltungsbereich des Landschaftsplanes für diesen 
Bereich automatisch zurück.

Nördlich an das Plangebiet angrenzend befindet sich mit einem waldartigen Bestand 
It. Landschaftsplan eine Teilfläche des LSG Wittringer Wald / Stadtwald (Entwick­
lungsziel: Erhaltung einer mit natürlichen Lebensräumen oder sonstigen natürlichen 
Landschaftselementen reich oder vielfältig ausgestatteten Landschaft).

Ebenfalls an das Plangebiet angrenzend befindet sich die im Alleekataster des Lan­
des Nordrhein-Westfalen aufgeführte Allee an der Bottroper Straße (AL-RE-0132) ab 
der Kreuzung Rockwoolstraße in Richtung Bottrop.

Weitere Schutzgebiete und / oder gesetzlich geschützte Biotope sind im Plangebiet 
nicht vorhanden.

Biotop- und Nutzunqstypen

Zur Ermittlung und Bewertung des Bestands wurde am 25. August 2011 durch das 
Büro Drecker eine Kartierung der Biotop- und Nutzungstypen des gesamten Plange­
bietes vorgenommen. Der Kartierung liegt der Kartierschlüssel der Numerischen Be­
wertung der LANUV zugrunde (Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucher­
schutz; Stand: September 2008). Die Bewertung der vorgefundenen Bestandsbio­
tope erfolgt entsprechend der „Recklinghäuser Methodik“ (Stand: April 2010). Diese 
Methode nimmt Abstufungen von -2 bis + 10 vor.

Die Ergebnisse der Bestandserfassung sind nachfolgender Tab. 1 und der Karte 1 - 
Darstellung der Bestandssituation - zu entnehmen.
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Tab. 1: Biotoptypen im Plangebiet

Code Erläuterung (LANUV) Wert* Fläche 
[mJ]

BBO 50-70 Gebüsch, lebensraumtypisch = 50 -70 % 
(Gebüsch, Hecke mit Ziergehölzen) 2 352

BD0 5 kd4 Hecke, intensiv geschnitten, lebensraumtypisch > 50 % 
(Gebüsch, Hecke mit Ziergehölzen) 2 49

BD3 70 ta1-2
Gehölzstreifen, lebensraumtypisch = 50-70 %, geringes 
bis mittleres Baumholz
(mehrreihig, lebensraumtypische Laubgehölze, mittelalt)

6 2.051

FD, wf4 Kleingewässer, naturfern 2 21

HJ mc1 Rasenfläche, intensiv genutzt 
(Rasentragschicht mit Vegetation, Schotterrasen) 0,5 18.081

VA mr3 Bankette, Mittelstreifen 0,4 388
VA mr4 Straßenbegleitgrün ohne Gehölzbestand 0,8 2544
VA mr9 Straßenbegleitgrün mit Gehölzen 1 0
VF0 Straßen, Wege (versiegelt) 0 65.069

VF0
Gewerbe- und Industriebetriebe
Großflächige Gewerbe- und Industriebetriebe ab Bau­
massenzahl 5,5

-2 38.303

VF1
teilversiegelte Flächen (Schotterwege u. -flächen, was­
sergebundene Wegedecke, etc.)
(intensiv genutzte / verdichtete Fläche ohne Befestigung)

0,5 2.158

Gesamtfläche 129.016

• Bewertung nach der Recklinghäuser Methodik

Die vorhandene Vegetation entspricht den anthropogenen Nutzungsformen im Plan­
gebiet. Ein Großteil der Flächen ist dabei versiegelt oder überbaut. Auf den derzeit 
ungenutzten Flächen der Teilbereiche [GE 3] und [GE 5] finden sich Rasenflächen 
die, ebenso wie einige weitere Rasenflächen auf unversiegelten Bereichen, intensiv 
genutzt werden. Teilweise finden sich aus Sukzession entstandene Gebüschflächen. 
Die Besucherparkplätze der Fachmärkte sind überwiegend mit Bodendeckern und 
einigen jungen Bäumen eingegrünt. Erwähnenswert ist der Platanenbestand auf der 
Stellplatzanlage [GE 3]. Bei diesem Gehölzbestand handelt es sich um 46 Einzel­
bäume mit Stammdurchmessern von 0,40 bis 0,60 m. Sonstige Vegetationsbestände 
finden sich lediglich in den Randbereichen des Plangebietes. Dabei handelt es sich 
um Baumgruppen an der Bottroper Straße und die Baum-Strauchreihe entlang der 
Rockwoolstraße. Es wurden keine besonders schützenwerten Biotope kartiert.

Eine flächenmäßige Erfassung der Einzelbäume im Rahmen der Biotop- und Nut­
zungstypenbestandes ist nicht erfolgt. Die Einzelbäume wurden über Punktsymbole 
dargestellt. Diese wurden anhand des Vermessungs- und Katasterplanes aufge­
nommen.

Fauna / Artenschutz

Die Belange des Artenschutzes werden in einem separaten artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrag (AFB) abgehandelt. Bezüglich der gemeinschaftsrechtlich geschützten 
Arten (alle europäischen Vogelarten, Arten des Anhangs IV FFH-Richtlinie) prüft die­
ser, ob durch das Vorhaben artenschutzrechtliche Verbotstatbestände erfüllt werden 
können.
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Im Umweltbericht werden die verfahrensrelevanten Ergebnisse aus dem AFB zu­
sammengefasst dargestellt.

Für das Plangebiet wurde das vorhandene faunistische Artenspektrum ermittelt. Zur 
Erfassung der Fauna wurden insgesamt neun Begehungen durchgeführt (Büro für 
Umweltbildung, Faunistik und Naturschutz 2011), bei denen insbesondere die 
potentiellen planungsrelevanten Arten aus den Gruppen der Fledermäuse, Vögel und 
Amphibien/ Reptilien kartiert wurden.

Im Ergebnis ist das Plangebiet als artenarm zu bezeichnen. Die Habitate im stark 
anthropogen überformten, stadtzentrumsnahen Planungsraum bieten insbesondere 
planungsrelevanten Arten kaum potenzielle Lebensräume. Bei Durchführung der 
faunistischen Kartierung wurden lediglich die so genannten „Allerweltsarten“ festge­
stellt. Hierunter sind Vögel zu verstehen, die relativ unempfindlich gegenüber Störun­
gen sind, keine großen Anforderungen an ihren Lebensraum stellen und daher in 
NRW weit verbreitet und in ihrem Bestand ungefährdet sind.

Hingegen konnten planungsrelevante Arten nicht nachgewiesen werden. Es beste­
hen keine Hinweise auf ein potenzielles Vorkommen solcher Arten. Einzige Ausnah­
me bildet die nach Anhang IV der FFH-Richtlinie streng geschützte Zwergfleder­
maus. Bei den Kartierungen wurde entlang der Plangebietsgrenze am Bahndamm 
eine kleine Fledermausart - sehr wahrscheinlich die Zwergfledermaus - in sehr gerin­
ger Zahl beobachtet. Somit ist bei dieser in NRW als Kulturfolger weit verbreiteten Art 
von einem potenziellen Vorkommen auch im Plangebiet auszugehen.

• Säugetiere

Zwergfledermaus - Pipistrellus pipistrellus

Nachweis Fledermäuse 1-2 Exemplare am 08.06.2011 Bahndamm/ Höhe Kfz - 
Kemper; Nahrungsflug

Das/die Tier(e) wurde(n) 1x am Bahndamm, am Ostrand des Untersuchungsgebiets 
festgestellt. Größe der/des Tiere(s), Flugverhalten und Habitat sprechen für die 
Zwergfledermaus. Die Artdiagnose Zwergfledermaus ist jedoch nicht völlig gesichert, 
insbesondere bezogen auf eine Verwechslung mit der eng verwandten Mückenfle­
dermaus.
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Tab. 2: Nachgewiesene Säugetierarten des Anhang IV der FFH-Richtlinie im Plangebiet

Deutscher 
Name

Wissenschaftl.
Name

Vorkom 
men

RL 
D

RL
NRW

RL 
TL

FFH- 
RL

EHZ 
ATL 
NRW

Zwergfledermaus* Pipistrellus pipistrellus n * * * IV G

Legende:

Vorkommen n = nachgewiesen

RL D Rote Liste und Gesamtarten liste der Säugetiere (Mammalia) Deutschlands (Meinig et al. 2009)

RL NRW Rote Liste der gefährdeten Säugetiere in Nordrhein-Westfalen (Meinig et al 2010)

RL TL Rote Liste der Region Tiefland (Meinig et al. 2010)

Gefährdungsstatus: * = nicht gefährdet;
1 = reproduzierend, 2) = ziehend

FFH-RL FFH-Richtlinie: IV = Art des Anhangs IV

EHZ ATL NRW Erhaltungszustand atlantische biogeographische Region NRW: G = günstig

• Artdiagnose nicht völlig gesichert

• Vögel

Bei den Vogelarten wurden keine planungsrelevanten Arten festgestellt. Bei diesen 
häufigen Arten ist ein günstiger Erhaltungszustand festzustellen. Nachfolgende Tab.
3 zeigt das Artenspektrum.

Tab. 3: Nachgewiesene nicht planungsrelevante Europäische Vogelarten im Plangebiet

Deutscher 
Name

Wissenschaftl. 
Name

Vor­
kom­
men

Status 
im UG

RLD RL 
NRW

RL 
NRTL

VSch- 
RL

SG EZ 
ATL 
NRW

Amsel Turdus merula n B * * ★ - - G
Bachstelze Motacilla alba n B ★ V 3 - - G
Buchfink Fringilla coelebs n B * * ★ - - G
Buntspecht Dendrocopos 

major
n NG * * * - - G

Grünfink Carduelis chloris n B ★ * * - - G
Hausrotschwanz Phoenicurus 

ochruros
n B ★ * * - - G

Haussperling Passer domesti- 
cus

n B V V V - - G

Heckenbraunel­
le

Prunella modu- 
laris

n B * ★ - - G

Kohlmeise Parus major n B * * * - - G
Mauersegler Apus apus n Ng V * * - - G
Mönchsgras- 
mücke

Sylvia atricapilla n B * * - - G

Rabenkrähe Corvus corone n Ng * * ★ - - G
Ringeltaube Columba palum­

bus
n B * * * - - G

Rotkehlchen Erithacus rube- 
cula

n B * ★ * - - G

Zilpzalp Phylloscopus 
collybita

n B ★ ★ - - G
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Deutscher 
Name

Wissenschaftl. 
Name

Vor­
kom­
men

Status 
im UG

RLD RL 
NRW

RL 
NRTL

VSch- 
RL

SG EZ 
ATL 
NRW

Legende:
Vorkommen n = nachgewiesen
Status im UG B = Brutvogel, Ng = Nahrungsgast
RL D Rote Liste der Brutvögel Deutschlands (Südbeck et al. 2007)
RL NRW Rote Liste der Brutvögel Nordrhein-Westfalens (NWO & LANUV 2008)
RL NRTL Rote Liste NRW für die Region Niederrheinisches Tiefland (NWO & LANUV 2008)
Gefährdungsstatus: 0 = Ausgestorben, 3 = Gefährdet, V = Vorwarnliste, * = nicht gefährdet
VSch-RL EU-Vogelschutz-Richtlinie Anh. I = Art des Anhangs I, Art. 4 (2) = Art des Artikels
4 Abs. 2
SG streng geschützte Art bzw. Art der BArtSchV Anlage 1 Spalte 3: 
- = nein, x = ja (A = Art der EG-VO 338/97 Anhang A, 3 = Art der BArtSchV Anlage 1 Spalte 3)
EHZ ATL NRW Erhaltungszustand atlantische biogeographische Region NRW: G = günstig

• Amphibien / Reptilien

Bei den Kartierdurchgängen wurde das Plangebiet auf potenziell für Amphibien oder 
Reptilien geeignete Lebensstätten abgesucht. Periodische Kleingewässer als Ver­
mehrungsstätte für die Kreuzkröte existieren nicht, auch potenziell als Landlebens­
raum aufgesuchte Strukturen stehen für die Art nicht zur Verfügung. Lediglich das 
benachbarte siebengleisige Bahngelände außerhalb des Plangebietes erscheint po­
tenziell als Habitat für die Kreuzkröte geeignet.

Auch die Kontrolle des vorhandenen Zivilisationsinventars bzw. vegetationsfreier Of­
fenlandbereiche mit Plätzen zum Sonnen für die Zauneidechse verlief ergebnislos.

• Libellen

An einem wenige Quadratmeter großen Gartenteich auf dem Gelände der Fa. InBIT 
an der Grundstücksgrenze zur Bottroper Straße/ Bahnböschung konnten folgende 
Libellenarten beobachtet werden:

Hufeisen-Azurjungfer - Coenagrion puella (RL NRW 2010 ungefährdet)
Große Pechlibelle - Ischnura elegans (RL NRW 2010 ungefährdet) 
Plattbauchlibelle - Libellula depressa (RL NRW 2010 Vorwarnliste)

2.3.3 Boden und Wasser

Boden
Das Plangebiet liegt in der Naturräumlichen Einheit3 543.01 Buerscher Höhenrücken. 
Die Geologische Ausgangssituation wird in dieser von dicht unter der Oberfläche an­
stehenden Kreideschichten gebildet, die von Geschiebelehmresten und dünnen 
Flugsanddecken überlagert werden, stellenweise tritt Sandlöß auf.

3 Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung (1977)

Als ursprüngliche Bodentypen waren im Südwesten des Plangebiets Pseudogley- 
Braunerden (sB71), im Nordosten Pseudogley, z. T. Podsol-Pseudogley (S71) aus­
gebildet. Die Böden entsprechen aber aufgrund der anthropogenen Überformung 
(Überbauung, Voll- und Teilversiegelung) nicht mehr den natürlichen Verhältnissen. 
Schutzwürdige Böden gern, der digitalen Karten des Geologischen Landesamtes
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Nordrhein-Westfalen (GLA)4 sind im Plangebiet nicht vorhanden. Hinweise auf Bo­
dendenkmale im Plangebiet liegen nicht vor.

Grundwasser

Konkrete Aussagen zum Grundwasser im Plangebiet liegen nicht vor. Im Umfeld der 
Gladbecker Stadtmitte ist das Grundwasser im Bereich der Bahn im Norden oder der 
B 224 im Süden künstlich - bedingt durch den untertägigen Steinkohlenbergbau - 
abgesenkt (mittlerer Stand unter Flur 13-20 dm). Im Bereich Gladbeck-West 
herrscht Staunässe.5.

Die Grundwasserneubildungsrate ist aufgrund der überwiegend versiegelten Flächen 
als gering einzustufen. Nur geringe Teile von Niederschlägen können im Bereich der 
Vegetationsflächen versickern.

Gefährdungen und Vorbelastungen des Grundwassers ergeben sich vor allem durch 
die künstliche Absenkung des Grundwasserspiegels und die potentielle Schadstoff­
belastung (s. Altlasten) durch die langjährige industrielle Nutzung des ehemaligen 
Siemensgeländes.

Altlasten

Hinsichtlich der Altlastensituation wurde das Altlastenverdachtsflächenkataster der 
Stadt Gladbeck ausgewertet (Stadt Gladbeck 2011).

Die langjährig industrielle / gewerbliche Nutzung hat im Umfeld eine Vielzahl von Alt­
lastenverdachtsflächen hinterlassen. Gemäß der Angaben in diesem Altlastenkatas­
ter handelt es sich bei der gesamten Plangebietsfläche (ehemaliges Betriebsgelände 
der Firma Siemens (Nr. 100)) um einen bestätigten Altstandort, wo insgesamt sieben 
Einzelflächen aufgelistet werden. Weitere Flächen führt das Kataster in der Umge­
bung auf, davon etwa neun Stück im Umkreis von 100 Metern.

Eine kartographische Darstellung erfolgt in der Karte 1 und eine textliche Beschrei­
bung in der nachfolgenden Tab. 4.

Tab. 4: Vorkommende Altlastenverdachtflächen im und um das B-Plangebiet 149 in Gladbeck

Nr. Art Bearbeitung Bezeichnung Altlasten­
verdacht

Größe 
(m2) Flächentyp

Altlastenverdachtsflächen im Plangebiet

100 Altstandort Sanierung Betriebsgelände der Firma 
Siemens bestätigt 112.956 erfasst

172 Altstandort Sanierung Ehemalige Fina Tankstelle
Bottroper Straße 248 bestätigt 1.440 erfasst

195 Altstandort Erstbewertung Ehemalige Tankstelle Bott­
roper Straße 234

nicht un­
tersucht 9.26 noch nicht 

erfasst
505 Neulasten Sanierung Rockwoolstr. 14 112.989 erfasst

391 Neulasten Montagearbeiten, Bottro­
per Str 180 1.394

504 Altstandort Rockwoolstr. 2-4 2.903

4 Geologisches Landesamt Nordrhein-Westfalen (1998)
5 Geologisches Landesamt (1978)



Nr. Art Bearbeitung Bezeichnung Altlasten­
verdacht

Größe 
(m2) Flächentyp

547 Neulasten Rockwoolstr. 8b 2.246
Altlastenverdachtsflächen in der Umgebung des Plangebietes

4 Altstandort Gefährdungs­
abschätzung

Ehemalige Zeche/Kokerei 
Möller bestätigt 389.913 erfasst

103 Altstandort Gefährdungs­
abschätzung Altstandort Bahnhof Ost bestätigt 33.830 erfasst

106 Altstandort Gefährdungs­
abschätzung Ehemaliges Presswerk bestätigt 3.977 erfasst

193 Altstandort Erstbewertung Holzbaubetrieb Bottroper
Straße 219

nicht un­
tersucht 2.055 noch nicht 

erfasst

194 Altstandort Erstbewertung KFZ-Werkstatt Bottroper
Straße 223

nicht un­
tersucht 2.364 noch nicht 

erfasst

375 Altstandort Erstbewertung Gleisanlage nicht un­
tersucht 3.908 erfasst

390 Neulasten Stahlbau, Bottroper Straße 
174 2745

392 Neulasten

Herstellung und Verarbei­
tung von
Glas/Mineralfasern, Bott­
roper Str. 241

973

506 Neulasten Rockwoolstr. 37-41 2.114

Das ehemalige Siemensgelände ist nach Aussage des Stadtplanungsamtes der 
Stadt Gladbeck fast flächig vor Entwicklung des jetzigen Gewerbegebietes saniert 
worden.

Oberflächengewässer

Im Plangebiet befinden sich keine relevanten Oberflächengewässer. In einem Gar­
tengrundstück im Nordosten des Plangebietes (GE 5) befindet sich ein kleiner künst­
lich angelegter Zierteich.

Das Plangebiet liegt weder in einem Überschwemmungs- noch in einem Wasser­
schutzgebiet.

2.3.4 Landschaftsfaktoren Klima u. Luft

Die Stadt Gladbeck liegt im Klimabezirk Münsterland6, im maritim beeinflussten 
Großklima mit guten Austauschbedingungen und nur schwach ausgeprägten gelän­
deklimatischen Variationen. Das Münsterland stellt klimageographisch einen Über­
gang zwischen einem maritim und kontinental geprägten Klima dar. Die Winter sind 
mild und die Sommer meist kühl. Der Wind weht hier überwiegend aus Südwest­
West-No rd west. Die Lufttemperatur unterliegt einer relativ geringen mittleren Jahres­
schwankung von 15,5 - 16,0 K. Die durchschnittlichen Monatsmittel der Lufttempera­
tur liegen mit Werten zwischen 0,5 - 1,5°C im kältesten Monat und 16,5 - 17,5°C im 
wärmsten Monat. Im Durchschnitt fallen ca. 750 bis 800 mm Regen pro Jahr.

6 Kommunalverband Ruhrgebiet (1992)
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Im Plangebiet selbst herrscht Siedlungs- bzw. Stadtklima7. Dieses Klima kennzeich­
net sich durch überwiegend locker bebaute und gut durchgrünte Wohnsiedlungen 
aus, die schwache Wärmeinseln bewirken, keine Austauschprobleme haben und 
meist gute Bioklimate besitzen.

Vorbelastungen bestehen durch vorhandene Verkehrsanlagen (Straßen, Bahnanla­
ge). Mit den das Plangebiet umgebenden Straßen, mit teilweise höherem Ver­
kehrsaufkommen, sind lineare Abgas- und Lärmemissionen verbunden. Der Bahn­
damm fungiert wegen der Hochlage als Barriere und kann dadurch die Ventilations­
wirkung behindern.

Lokalklimatisch fungieren insbesondere größere Gehölzbestände, wie der nördlich 
des Plangebiets gelegene Waldbereich als Frischluftproduzenten. Mit starker Ein­
schränkung gilt dies auch für die Gehölzbestände im Plangebiet.

2.3.5 Mensch, Menschliche Gesundheit

Das Plangebiet ist im Westen durch Wohngebiete in Alt-Renfort und weiter südlich 
von Ellinghorst umgeben. Westlich der Rockwoolstraße liegen die Immissionspunkte 
des Schallgutachtens, das die Freifläche des ehemaligen Siemensgeländes betrach­
tet. Hier ergeben sich aus Sicht des Schutzgutes ggf. Änderungen.

Tab. 5: Immissionspunkte des Schallgutachtens (Quelle: Uppenkamp & Partner 2012)

Immissionsort Zuordnung Zielwert Tag 
dB(A)

LGE.T 
dB(A)

Zielwert Nacht 
dB(A)

Lge.n
dB(A)

IP1, Möllerstraße 8 Ml 54 54 39 39
IP2, Rockwoolstraße 11 Ml 54 52 39 37
IP3, Rockwoolstraße 5 Ml 54 49 39 34
IP4, Kampstraße 78 Mi 54 49 39 34

In diesem Gutachten sind die Auswirkungen des Verkehrs- und Gewerbelärms unter­
sucht worden.

2.3.6 Kultur- und Sachgüter

Im Bereich des Plangebietes sowie in dessen Umfeld befinden sich keine denkmal­
geschützten Gebäude oder herausragende Kultur- und Sachgüter.

Nördlich grenzt eine Forstfläche an das Plangebiet, die als Sachgut zu verstehen ist. 
Ebenso sind angrenzende westlich gelegene Wohngebiete als Sachgut anzusehen.

7 Kommunalverband Ruhrgebiet (1992)



3. PROGNOSE ZUR ENTWICKLUNG DER UMWELTSITUATION

3.1 ENTWICKLUNG OHNE REALISIERUNG DER PLANUNG

Aufgrund der derzeitigen rechtskräftigen Ausweisung als „E-Gebiet“ (heute Gewer­
begebiet) wäre ohne die Neuaufstellung des Bebauungsplans auch die Ansiedlung 
von Einzelhandel auf den derzeit brachliegenden Flächen rechtlich zulässig.

Dies würde der Zielsetzung des Einzelhandelskonzeptes der Stadt Gladbeck wider­
sprechen. Die Umsetzung großflächigen Einzelhandels an diesem Standort, wäre 
aus heutiger Sicht mit unzulässigen Lärmbelastungen der Anwohner an der Rock­
woolstraße verbunden. Weiterhin könnte diese Planung zur Schwächung der Kauf­
kraft im Gladbecker Kerngebiet führen.

3.2 ENTWICKLUNG BEI DURCHFÜHRUNG DER PLANUNG

3.2.1 Ortsbild und Erholung

Der Bebauungsplan sieht auf der Fläche GE 3 die Errichtung neuer Bebauung für die 
gewerbliche Nutzung vor. Dabei ist auf der Teilfläche GE 3 das Errichten eines Ge­
bäudes mit Oberkante als Höchstmaß von bis zu 12 Metern auf einer überbaubaren 
Grundfläche einschließlich großer Teile der bestehenden Stellplatzfläche erlaubt. Die 
durch die neue Bebauung verursachten Auswirkungen auf das Ortsbild sind dennoch 
als gering zu bezeichnen, da im Gewerbekontext gebaut wird. Der neue Baukörper 
orientiert sich an dem unmittelbar anschließenden bestehenden Hallenkomplex auf 
der zentralen Teilfläche GE 4, welcher bei 12 Metern Höhe (OK) eine Fläche von 210 
m x 135 m einnimmt. Zudem wird über grünordnerische Festsetzungen ein Teil des 
ortsbildprägenden Gehölzbestandes mit Sichtschutzfunktion rechtlich gesichert. Die­
ser bereits bestehende Gehölzstreifen schirmt das Plangebiet von der Rockwoolstra­
ße und den westlich gelegenen Wohngebieten ab.

Auf den Flächen GE 1, GE 2 und GE 5 ist zudem die Erweiterung der Bebauung in­
nerhalb des jeweils ausgewiesenen Baufelds möglich. Eine mögliche Bebauung an 
diesen Stellen ist entweder von den bestehenden Gebäuden oder randlichen Ge­
hölzbeständen flankiert und wäre außerhalb des Plangebietes nicht einsehbar. Nega­
tive Auswirkungen auf das Ortsbild sind daher zu verneinen.

Das Plangebiet verfügt bislang über keine Bedeutung hinsichtlich einer Erholungs­
funktion. Daran wird sich auch nach Durchführung der Planung nichts ändern. Erheb­
liche Auswirkungen auf das Ortsbild und die Erholungsfunktion treten bei Durchfüh­
rung der Planung nicht ein.

3.2.2 Arten- und Biotopschutz

Biotop- und Nutzungstypen

Im Bereich der Gewerbeflächen GE 3 und GE 5 werden Baugrenzen ausgewiesen, 
innerhalb derer intensiv genutzte Rasenflächen (HJ, mc1), intensiv geschnittenen He­
cken (BDO, 50, kd4) und Gebüsche (BBO, 50-70) in Anspruch genommen werden 
können. Im Bereich der Gewerbefläche GE 3 wurde die Baugrenze so festgesetzt, 
dass ein Teil des Baumbestandes der Stellplatzfläche in Anspruch genommen wer-



den kann. In den Bereichen GE 1, GE 2 und GE 5 könnten ebenfalls weitere Bäume 
verloren gehen.

Als grünordnerische Festsetzung werden gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a bzw. § 9 Abs. 1 
Nr. 25b BauGB folgende Flächen zum Erhalt bzw. zum Anpflanzen von Bäumen / 
Sträucher vorgeschlagen. Eine entsprechende Darstellung erfolgt in der Karte 2 - 
Darstellung der Planungssituation.

Tab. 6: Vorschlag für grünordnerische Festsetzungen

Nr. Beschreibung Fläche [m2] Festsetzung Text

1
straßenbegleitende Pflanzung von 
einheimischen Laubbaumhoch­
stämmen

379

§ 9 Abs. 1 Nr. 25a 
BauGB

Anpflanzen von 
Bäumen, Sträu­
chern und sonsti­
gen Bepflanzun­
gen

2
straßenbegleitende Pflanzung von 
einheimischen Laubbaumhoch­
stämmen

479

3 straßenbegleitende Pflanzung von 
einheimischen Sträuchern 693

4
Erhalt des Gehölzstreifens an der 
Rockwoolstraße als Immissions­
schutzgehölz

1.097

§ 9 Abs. 1 Nr. 25b 
BauGB

Bindungen für 
Bepflanzungen 
und für die Erhal­
tung von Bäumen, 
Sträuchern und 
sonstigen Be­
pflanzungen

5
Erhalt des prägenden Gehölzstrei­
fens mit vorwiegend alten Eichen 
an der Bottroper Straße

2.566

6

Erhalt des Gehölzstreifens als 
Abgrenzung zwischen der Rock­
woolstraße und dem Gewerbege­
biet

267

Als Pflanzqualitäten sind einheimische Laubbaumhochstämme der Qualität StU 18­
20 cm 3 x verpflanzt, mit Drahtballierung, für die Strauchflächen einheimische 
Straucharten der Qualität h 60-100 cm zu verwenden.

Fauna/ Artenschutz

Am nordöstlichen Plangebiet wurde eine Nutzung der Gehölzstrukturen entlang der 
Bahnböschung durch die Zwergfledermaus beobachtet. Für die häufige Zwergfle­
dermaus wird sich durch Realisierung des B-Plans keine wesentliche Änderung am 
Lebensraum ergeben, da Nahrungs- und Jagdhabitate in ihrer Form erhalten bleiben. 
Weitere planungsrelevante bzw. Rote-Liste-Arten wurden im Plangebiet nicht fest­
gestellt. Aufgrund der Ergebnisse der mit hinreichender Untersuchungstiefe durchge­
führten Kartierungen ist ein Vorkommen von planungsrelevanten bzw. Rote-Liste- 
Arten auszuschließen.

Bei einer Realisierung der im Bebauungsplan 149 festgesetzten Nutzungen kommt 
es zu keiner wesentlichen Veränderungen zur bestehenden Nutzung. Erhaltenswerte 
Vegetationsbestände werden durch den Bebauungsplan mittels einer Festsetzung 
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB geschützt. Die Auswirkungen auf Pflanzen und 
Tiere sind als gering anzusehen. Aufgrund der intensiven gewerblichen Nutzung mit 
großen versiegelten Bereichen und einem hohem Verkehrsaufkommen, bietet das 
Plangebiet nur wenig naturnahe bzw. ungestörte Lebensräume.
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Bei Realisierung der Umplanungen im Rahmen des B-Plans 149 werden keine arten­
schutzrechtlichen Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG erfüllt, da keine euro­
päischen Vogelarten bzw. FFH-Anhang-IV-Arten durch das Vorhaben betroffen sein 
werden. Weiterhin ist die in der Artenschutzprüfung genannte Bauzeitenregelung bei 
der Gehölzrodung und der Baufeldfreimachung zu beachten (siehe dazu die Stel­
lungnahme vom 29.10.2012 der Unteren Landschaftsbehörde (Fachdienst Umwelt, 
Ressort 70.4 Landschaftsrecht).

Die Ergebnisse der faunistischen Kartierung und deren Auswertung werden in einem 
separaten Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag zum Bebauungsplan dargestellt.

Baumschutz

Mehrere Einzelbäume innnerhalb der ausgewiesenen Baugrenzen der Planbereiche 
GE 1, GE 2, GE 3 und GE 5 könnten beansprucht werden. Dabei unter die Baum­
schutzsatzung fallende Einzelbäume sind aufgrund der nach öffentlich rechtlichen 
Vorschriften zulässigen Nutzung (hier Gewerbegebiete) von den Verboten gemäß § 4 
der Baumschutzsatzung der Stadt Gladbeck auszunehmen bzw. zu befreien.

3.2.3 Boden und Grundwasser

Die Bebauung eines bereits früher industriell genutzten Geländes erfüllt das Gebot 
des sparsamen und schonenden Umgangs mit Grund und Boden gemäß § 1a Abs. 1 
BauGB.

Die Böden im Plangebiet entsprechen aber aufgrund der anthropogenen Überfor­
mung nicht mehr den natürlichen Verhältnissen.

Mit einem höheren Versiegelungsgrad im Rahmen der in Gewerbegebieten zulässi­
gen Grundflächenzahl (0,8) sind Bodenverluste und geringere Versickerungsraten 
verbunden.

Mit einer weiteren Bebauung der Gewerbeflächen GE 3 und GE 5 wird sich die Ver­
siegelung erhöhen. Eine Ableitung des Niederschlagswassers erfolgt über die Kana­
lisation der Stadt Gladbeck. Entsprechende Dimensionierungen der Kanalisation sind 
vorausgesetzt, um auch weitere Baukörper hieran schadfrei anschließen zu können.

Altlasten

Gemäß Stellungnahme vom 29.10.2012 der Unteren Abfallwirtschafts- und Boden­
schutzbehörde (Fachdienst Umwelt, Ressort 70.1) muss die 1988 installierte Grund­
wasserreinigungsanlage auf dem ehemaligen Betriebsgelände der Fa. Siemens vor­
erst noch weiter betrieben werden. Eine Untersuchung für ein Bauvorhaben hat er­
geben, dass im Plangebiet auch Auffüllungsmaterialien mit unterschiedlicher Zu­
sammensetzung anstehen. Hierzu liegen jedoch nur wenige Bodenproben vor. Eine 
vorliegende Untersuchung wies nur geringe Schadstoffgehalte des Auffüllungsmate­
rials auf. Da darüber hinaus die überbaubaren Bereiche im Plangebiet noch nicht 
untersucht wurden, jedoch davon ausgegangen wird, dass in bisher noch nicht un­
tersuchten Arealen Auffüllungsmaterialien anstehen und u.U. höhere Schadstoffge­
halte aufweisen, sind aus Sicht der unteren Bodenschutzbehörde die von den bishe-



rigen Untersuchungen noch nicht erfassten Bereiche des Bebauungsplangebietes 
zunächst einer Gefährdungsabschätzung zu unterziehen.

Mit Schreiben vom 24.01.2013 sind die ursprünglich geäußerten Bedenken jedoch 
zurück genommen worden. Die ursprünglich geforderten zusätzlichen Untergrundun­
tersuchungen im Bereich des nicht mehr vorhandenen Gebäudekomplexes (GE 3) 
müssen nicht im Rahmen des Bebauungsplanaufstellungsverfahrens durchgeführt 
werden. Vielmehr können diese nunmehr in das spätere Baugenehmigungsverfahren 
verlagert werden.

3.2.4 Oberflächengewässer

Das Plangebiet liegt weder in einem Überschwemmungsgebiet noch in einem Was­
serschutzgebiet. Der Zierteich liegt außerhalb der Baugrenze des B-Planes und wird 
daher nicht beansprucht.

Mit Auswirkungen auf Oberflächengewässer, Überschwemmungs- bzw. Wasser­
schutzgebiete ist mit Realisierung des B-Plans nicht zu rechnen.

3.2.5 Klima und Luft

Durch die Lage des Plangebietes sowie des Umfeldes im überwiegend locker bebau­
ten und gut durchgrünten Bereich in Stadtrandlage (Siedlungsklima), bestehen keine 
Luftaustauschprobleme, so dass sich die Auswirkungen als gering darstellen.

Durch einen höheren Versiegelungsgrad im Rahmen der in Gewerbegebieten zuläs­
sigen Grundflächenzahl ist kleinklimatisch von geringen Aufheizungseffekten auszu­
gehen.

Mit erheblichen Auswirkungen auf das Klima/auf die Luft ist infolge der auf der 
Grundlage des B-Plans zukünftig zulässigen Nutzung des Plangebietes nicht zu 
rechnen.

3.2.6 Mensch einschließlich menschlicher Gesundheit

Verkehrslärm

Beim Verkehrslärm sind die Orientierungswerte der DIN 18005 für Gewerbegebiete 
maßgebend. Das Schallgutachten stellt hierbei fest, dass zur Tageszeit im Nahbe­
reich der Rockwoolstraße, der Bottroper Straße und der Bahngleise der DBAG die 
Orientierungswerte überschritten werden. Zur Nachtzeit wird der gebietsspezifische 
Orientierungswert wegen des hohen Güterzuganteils der östlichen Gleisanlage im 
gesamten Geltungsbereich überschritten.

Nach den Maßgaben der DIN 18005 werden bei der Realisierung schutzbedürftiger 
Nutzungen in den die Orientierungswerte überschreitenden Bereich Schallschutz­
maßnahmen erforderlich.

Dabei ist im Allgemeinen der aktive Lärmschutz an der Emissionsquelle dem passi­
ven Lärmschutz an den Gebäuden Vorrang zugeben.
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Gewerbelärm

Ziel der schalltechnischen Untersuchungen zum Gewerbelärm war es, Festsetzun­
gen zu den zulässigen Schallemissionen zu entwickeln, die gewährleisten, dass die 
Gesamtimmissionswerte der ausgewiesenen Gewerbeflächen die Immissionsricht­
werte der TA Lärm an der schutzbedürftigen Wohnbebauung an der Rockwoolstraße 
nicht überschreiten.

Tab. 7: Emissionskontingente Teilgebiet 1 (GE 3) (Quelle: Uppenkamp & Partner 2012)

Teilgebiet Gebietsnutzung Teilgebietsfläche 
in m2

Emissionskontingent 
tagsüber nachts
Lek in dB(A) Lek in dB(A)

GE3 Gewerbegebiet (GE) • 24.550 60 45

Für das zu überplanende Teilgebiet 1 (GE 1) wurden gemäß Schallgutachten Emis­
sionskontingente festgelegt. Der Bestandsschutz der bestehenden Gewerbegebiete 
ist gesichert, da der Immissionsrichtwert um 6 dB (A) unterschritten wird. Im Schall­
gutachten wird weiter ausgeführt, dass aufgrund zur Nähe zur Wohnbebauung an 
der RockwolIstraße die gewerbliche Nutzung zur Tageszeit zu beschränken ist, da 
eine gewerbliche Nutzung zur Nachtzeit aufgrund der Lärmvorbelastung nicht mög­
lich erscheint. Durch eine sinnvolle Gebäudekonstellation mit Abschirmungseffekten, 
können ggf. auch höhere Schallleistungspegel bzw. lärmintensivere Aktivitäten auf 
der Fläche realisiert werden. Aus Sicht der Schallgutachter ist von einer gewerbli­
chen Ansiedlung mit verkehrsintensiver Nutzung im Teilgebiet GE 1 abzusehen, da 
die schalltechnische Situation jetzt schon als kritisch angesehen wird.

Aufgrund der bereits jetzt vorhandenen Schallbelastung sind bei einer weiteren Ge­
werbeentwicklung aktive bzw. passive Schallschutzmaßnahmen vorzusehen und 
verkehrsintensive Nutzungen auszuschließen (Erfüllung der Emissionskontingente). 
Bei Einhaltung dieser Vorgaben ist nicht mit erheblichen Auswirkungen auf das 
Schutzgut Mensch und menschliche Gesundheit zu rechnen.

3.2.7 Kultur- und Sachgüter

Die vorhandenen Wohngebäude als Sachgüter werden von der Durchführung der 
Planung nicht berührt. Mit Auswirkungen auf Kultur- und Sachgüter ist infolge der auf 
der Grundlage des B-Plans zukünftig zulässigen Nutzung des Plangebietes nicht 
auszugehen.

3.2.8 Wechselwirkungen

Insgesamt sind infolge der auf Grundlage des B-Plans zukünftig zulässigen Nutzung 
des Plangebietes kaum erhebliche Auswirkungen auf die untersuchten Schutzgüter 
zu erwarten. Es ergeben sich dementsprechend auch keine erheblichen Wechselwir­
kungen.

3.3 Zusammenfassende Darstellung der Ilmweltauswirkungen

Hinsichtlich der Auswirkungen auf die Schutzgüter wurde eine Betrachtung durch die 
Realisierung der Planung vorgenommen.



Arten- und Biotopschutz

Wertvollere Vegetationsbestände befinden sich in den Randlagen des Plangebietes. 
Diese bleiben aber erhalten. Durch die Planung werden nur ökologisch geringwertige 
Biotoptypen beansprucht. Planungsrechtlich ist die Eingriffsregelung nicht anzuwen­
den, da sich das Vorhaben im Innenbereich nach § 34 BauGB befindet. Der poten­
tielle Eingriff in den geschützten Baumbestand ist als ausgleichbar anzusehen. Bis 
auf die Zwergfledermaus wurden bisher keine planungsrelevanten oder Rote-Liste- 
Arten im Plangebiet nachgewiesen. Artenschutzrechtliche Verbotstatbestände nach § 
44 BNatSchG auch für die Zwergfledermaus können derzeit nicht gesehen werden. 
Die Bauzeitenregelung ist bei der Gehölzrodung und der Baufeldfreimachung zu be­
achten.

Boden, Grundwasser und Oberflächenqewässer

Beim Boden und Grundwasser sind abschließend im Hinblick einer Gefährdungsab­
schätzung weitere Untersuchungen zur Altlastensituation bzw. zum möglichen 
Schadstoffgehalt der Auffüllungsmaterialien abzuwarten. Nutzungsbedingt sind be­
reits großflächig versiegelte und teilversiegelte Bodenflächen vorhanden. Die Versie­
gelung wird durch die Planung potentiell weiter zunehmen, was als erheblich einzu­
stufen ist. Oberflächengewässer sind vom Vorhaben nicht betroffen.

Klima und Luft

Beim Schutzgut Klima und Luft werden die Funktionsbereiche durch das Vorhaben 
nicht beeinträchtigt.

Mensch

Für das Schutzgut Mensch und die menschliche Gesundheit werden die zulässigen 
Grenzwerte eingehalten. Hieraus resultieren keine erheblichen Auswirkungen.

Kultur- und Sachgüter

Mit Auswirkungen auf Kultur- und Sachgüter ist infolge des B-Plans nicht zu rechnen.

3.4 Planungsalternativen

Die Neuaufstellung des B-Plans ist notwendig, um die Sicherung der Städtebaulichen 
Entwicklung des Geländes zwischen Rockwoolstraße und Bottroper Straße zu ge­
währleisten. Mit der Realisierung des B-Planes erfolgt auch die Umsetzung des von 
der Stadt Gladbeck beschlossenen Einzelhandelskonzeptes (Stadt Gladbeck 2008, 
Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes z. Zt. in Bearbeitung).

Aufgrund der bereits bestehenden gewerblichen Nutzung des Großteils der Fläche 
und der guten infrastrukturellen Anbindung bietet sich dieser Standort vorrangig zur 
Ansiedelung weiterer Gewerbebetriebe an. Eine an anderer Stelle notwendige Ent­
wicklung von Gewerbeflächen in weniger vorbelasteten Räumen, hätte zwangsläufig 
stärkere Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter. Zur beschriebenen Variante 
mit der Nachverdichtung des Standortes bestehen keine Alternativen.
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4. MONITORING

Gemäß § 4 c BauGB überwachen die Gemeinden die erheblichen Umweltauswirkun­
gen, die aufgrund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um insbesondere un­
vorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu 
sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen.

Im vorliegenden Fall wird das Eintreten erheblicher Umweltauswirkungen auf die 
Schutzgüter nicht erwartet, Prognoseunsicherheiten bestehen nicht. Die Festsetzung 
spezieller Überwachungsmaßnahmen ist nicht erforderlich.

Spätestens 5 Jahre nach Rechtskraft des Bebauungsplanes (bzw. nach teilweiser 
oder vollständiger Planrealisierung) ist eine Überprüfung durch Wiedervorlage der 
Verfahrensakte und Abarbeiten eines Prüfbogens durch die jeweils betroffenen 
Stadtämter vorgesehen. Inhaltlich soll die Überprüfung u. a. folgende Punkte abde­
cken.

• Überprüfung der Umsetzung der Festsetzungen des Bebauungsplanes, insbeson­
dere von Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung, um festzu stellen, ob wegen 
ihrer Nichtdurchführung nicht erwartete Auswirkungen auftreten.

• Für die Lärmemissionen werden im Bebauungsplan Schallleistungspegel festge­
setzt. Die Einhaltung dieser Vorgaben wird im Rahmen des nachgelagerten Bauge­
nehmigungsverfahren überprüft und deren Vollzug überwacht.

• Sammlung und Verwertung eventueller Erkenntnisse über das Auftreten sonstiger 
nicht erwarteter nachteiliger Auswirkungen auf die Schutzgüter.

Die Überprüfung bezieht sich auf die Erkenntnisse, die nach dem dann gegenwärti­
gen Wissensstand in angemessener Weise verlangt werden können. Die Gemeinde 
kann sich gemäß § 4 Abs. 3 auf die Erfüllung der Berichtspflichten externer Fachbe­
hörden stützen.

5. ALLGEMEINVERSTÄNDLICHE ZUSAMMENFASSUNG DES UMWELT 
BERICHTES

Für den B-Plan Nr. 149 „Rockwoolstraße“ der Stadt Gladbeck ist nach § 1a BauGB 
eine Umweltprüfung durchzuführen. Diese strategische Umweltprüfung orientiert sich 
an den Schutzgütern des UVPG.

Grundlage für diesen Umweltbericht bilden der Entwurf zum B-Plan 149, das Schall­
gutachten, eigene örtliche Erhebungen, weitere zur Verfügung gestellte Unterlagen 
und Internetrecherchen. Für jedes Schutzgut wurde der Bestand erfasst und bezo­
gen auf die Planung analysiert.

Für keines der Schutzgüter wurden erhebliche Auswirkungen festgestellt, da die 
Festsetzungen des Bebauungsplans im Wesentlichen der bestehenden Nutzung der 
Plangebietsfläche entsprechen.



Hinsichtlich der Altlastensituation hat noch eine Analyse zu erfolgen, die im Rahmen 
des Verfahrens vorgelegt wird.

Durch die geplanten Ausweisungen im Bebauungsplan 149 wird ein Gewerbegebiet 
festgesetzt; eine Ansiedelung von Einzelhandel wird unterbunden. Damit werden die 
Vorgaben des Einzelhandelskonzeptes der Stadt Gladbeck umgesetzt.
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